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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Barbara Höll, Dr. Axel Troost, Richard 
Pitterle, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE 
Auswege aus der Krise: Steuerpolitische 
Gerechtigkeit und Handlungsfähigkeit des 
Staates wiederherstellen 

– Drucksache 17/2944 – 
Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Haushaltsausschuss 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung 
sind auch für diese Aussprache 90 Minuten vor-
gesehen. – Ich höre keinen Widerspruch. Dann 
können wir so verfahren. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält 
zunächst die Kollegin Dr. Barbara Höll für die 
Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dr. Barbara Höll (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! „Wir haben gezeigt, was in 
uns steckt“, gab Frau Merkel in ihrer Haushalts-
rede freimütig zu. Ja, und das steckt in ihrer Po-
litik: das sinnlose Auftürmen neuer Schulden, 
sinnlose Ausgaben für Kriegseinsätze und Waf-
fen, massive Kürzungen im Sozialbereich. Die 
Begründung ist die alte Leier: Wir könnten nur 
ausgeben, was wir erwirtschaften, und wir hät-
ten über unsere Verhältnisse gelebt. 

Hier stellt sich die Frage, wer über seine Ver-
hältnisse gelebt hat. Die Leiharbeiter und Leih-
arbeiterinnen vielleicht, die Alleinerziehenden 
oder die Menschen, die trotz Arbeit ihre miesen 
Löhne aufstocken müssen? Die Linke sagt: Sie 
verhöhnen all diese Menschen. Dabei machen 
wir nicht mit. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Wahrheit ist, dass Sie in den nächsten 
Jahren weiterhin massiv Schulden anhäufen 
werden; insgesamt sind 218 Milliarden Euro ge-
plant. All dies wollen Sie uns nun als alternativ-
lose Politik verkaufen, gar als „Zukunftspaket“. 
Pardon, das klingt doch wie Hohn. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie haben gezeigt, was in Ihnen steckt. Wir 
zeigen Ihnen mit unserem Antrag, was in linker 
Politik steckt: eine wirkliche Alternative zu Ihrer 
Politik. Es gibt Alternativen; aber nur, wenn man 
die alles entscheidende Frage stellt: Wie verteilt 
man gerecht, was erwirtschaftet wird? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Statt immer wieder bei den Menschen zu kür-
zen, die sowieso wenig haben, brauchen wir 
endlich ein politisches und wirtschaftliches Um-
denken. Es kann doch nicht sein, dass auf der 
einen Seite die Vermögen einiger weniger im-
mer weiter in die Höhe schießen und auf der 
anderen Seite die Zahl der armen Familien und 
Kinder zunimmt. Die Vermögen in Deutschland 
wachsen nämlich schneller als die Schulden; 
dies halte ich für sehr interessant. Der Schul-
denzuwachs pro Jahr beträgt derzeit etwa 
70 Milliarden Euro, der Vermögenszuwachs pro 
Jahr rund 220 Milliarden Euro. Das zeigt doch 
wohl eindeutig, dass eine Umverteilung von o-
ben nach unten erfolgen muss und dass die 
Aussage „Wir haben über unsere Verhältnisse 
gelebt“ reiner Unfug ist. 

Wenn Sie mir nicht glauben, dann glauben 
Sie dem Sachverständigen Professor Bofinger! 
Deutschland, so sagte er, habe gesamtwirt-
schaftlich unter seinen Verhältnissen gelebt. Er 
plädiert für durchschnittlich 3 Prozent Lohnzu-
wachs; die Löhne müssten wieder gemäß dem 
Produktivitätsfortschritt und der Teuerungsrate 
angepasst werden. – Na bitte! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Aber da, meine Damen und Herren von 
Schwarz-Gelb, hören Sie weg – ebenso wie bei 
den Hinweisen der EU-Kommission. Sie sollten 
aber hinhören, wenn Christine Lagarde und 
Dominique Strauss-Kahn deutlich auf die wirt-
schaftlichen Ungleichgewichte in Europa 
hinweisen, denn die deutsche Exportstrategie, 
getragen durch Lohndumpingpolitik und Steuer-
senkung, hat eine große Mitschuld daran. Ich 
frage Sie von der Koalition: Wo leben Sie eigent-



lich? Wie kann man in dieser Situation noch sa-
gen, wie Frau Merkel, Deutschland werde seine 
Stärken nicht aufgeben? Durch die Lohndum-
pingpolitik, die Sie mit zu verantworten haben, 
werden die Menschen, die den Reichtum dieser 
Gesellschaft erarbeiten, von diesem immer wei-
ter abgekoppelt. Ein flächendeckender Mindest-
lohn muss her – und das schnell! 

(Beifall bei der LINKEN) 
Während die Reallöhne zwischen 2000 und 

2008 in vielen EU-Staaten zum Teil stark stie-
gen, gingen sie in Deutschland sogar um 
0,8 Prozent zurück. Das belegt eine Studie der 
Hans-Böckler-Stiftung. Die Linke sagt: Das ist 
ein Skandal. 

Durch die Politik der Steuersenkung für Rei-
che und Unternehmen werden diese sogar dop-
pelt bevorzugt. Kapital wird bevorzugt, unter an-
derem – das ist allgemein bekannt – durch die 
Abgeltungsteuer. Sie geben den Reichen und 
nehmen den Menschen, die Sie ohnehin schon 
immer abzocken. 

Sie wissen genau, dass zwischen den Ver-
mögen Welten liegen. So besaß laut einer DIW-
Studie aus dem Jahr 2007 jeder Deutsche ein 
individuelles Geld- und Sachvermögen von rund 
88 000 Euro, mit Pensions- und Rentenanwart-
schaften rund 150 000 Euro. Gehen Sie einmal 
auf die Straße und fragen Sie zum Beispiel die 
Leute bei mir in Leipzig, ob sie sich da wieder-
finden! Fragen Sie die Verkäuferin, den Fernfah-
rer, Handwerker aus kleinen und mittelständi-
schen Betrieben, Rentnerinnen und Rentner! 
(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Die 

gehen Ihnen nicht auf den Leim!) 
Viele von ihnen, genau 27 Prozent, verfügen 

über gar kein individuelles Geld- und Sachver-
mögen. Sie sind zudem oftmals noch verschul-
det. Viele Menschen müssen beim Amt aufsto-
cken – trotz Vollzeitarbeit. Da braucht man sich 
nicht zu wundern, wenn das reichste Zehntel der 
Bevölkerung über ein Netto-Geld- und Sach-
vermögen von mindestens 222 000 Euro ver-
fügt. Es ist nicht so, dass wir ihnen das nicht 
gönnen, 

(Zurufe von der CDU/CSU und der 
FDP: Nein! – Dr. Daniel Volk [FDP]: 
Das klingt aber ein bisschen so!) 

aber wir sind strikt der Ansicht, dass allen Men-
schen hierzulande ein Leben in Würde, mit 
Chancen für die Zukunft ihrer Kinder zusteht. 

(Zuruf von der FDP: Wie in der DDR!) 

Noch eines. Frau Merkel ist zwar nicht da, 
aber ich sage es trotzdem. Ein Fakt, der Frau 
Merkel als aus dem Osten stammender Frau 
doch wirklich die Schamesröte ins Gesicht trei-
ben müsste, ist: Die Vermögensunterschiede 

zwischen Ost und West sind im Jahr 20 der 
deutschen Einheit immer noch wie Tag und 
Nacht. 

(Dr. Frank Steffel [CDU/CSU]: Das ist doch 
Ergebnis Ihrer Vorgängerpartei!) 

Während das Nettovermögen von 2002 bis 2007 
in Westdeutschland um rund 11 Prozent stieg, 
sank es in Ostdeutschland um knapp 
10 Prozent. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da haben Sie 
vorgearbeitet, Frau Höll!) 

Da ist Ihre Forderung an die Menschen, privat 
für das Alter vorzusorgen, doch glatter Unfug. 
Wovon sollen die Menschen denn das bezahlen, 
frage ich Sie. Sollen sie das von den Niedriglöh-
nen bezahlen, die Sie politisch zulassen? 

Offensichtlich fragen sich immer mehr Men-
schen: Was macht die Regierung da oben? Hat 
sie überhaupt noch eine Ahnung von unserem 
Leben? Was machen die da in Stuttgart, wo ge-
gen den Willen vieler Bürgerinnen und Bürger 
sinnlos Milliarden verbuddelt werden? 

(Lachen bei der FDP) 

Wieso stimmen Sie zu, wenn die Atomlobby sich 
Sondergewinne in Milliardenhöhe organisiert? 
Frau Merkel, liebe Koalition, hier wieder die Fra-
ge: Haben Sie einmal die Hartz-IV-Empfängerin 
gefragt, wie sie bei der 5-Euro-Erhöhung Ge-
burtstagsgeschenke für ihre Kinder kaufen kann, 
wie sie sich mit dieser minimalen Erhöhung ein-
richten soll, wie sie da mit ihrer Menschenwürde 
„zurechtkommen“ soll? 

Zum Glück ändern sich die Zeiten. Ich sage 
Ihnen: Wir brauchen endlich eine sozial gerech-
te und ökonomisch wie ökologisch sinnvolle Po-
litik. Genau das will auch die Mehrheit der Bür-
gerinnen und Bürger. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Mit Ihrer Steuersenkungsideologie, die Sie, mei-
ne Damen und Herren von Schwarz-Gelb, seit 
den 90er-Jahren immer wieder vor sich her 
chauffieren, haben Sie zu verantworten, dass 
wir in den letzten zwölf Jahren Steuerminderein-
nahmen in Höhe von etwa 335 Milliarden Euro 
hatten. Das ist ein Skandal. Wenn Sie endlich 
einmal vom hohen Ross der Arroganz Ihrer 
Macht absteigen und zuhören würden, was die 
Menschen in unserem Lande denken, hätten wir 
vielleicht alle wieder die Chance, dass eine vor-
wärtsweisende Politik betrieben wird. 

Wir brauchen vernünftigerweise erstens eine 
Vermögensteuer. Auf Basis unseres Vor-
schlags einer Vermögensteuer, nämlich 5 Pro-
zent auf das Nettovermögen abzüglich eines 
Freibetrages von 1 Million Euro – ich wiederho-



le: 1 Million Euro –, könnten bis zu 80 Milliarden 
Euro eingenommen werden, 

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das glauben Sie doch selber nicht!) 

80 Milliarden Euro, die die Bundesländer drin-
gend für öffentliche Investitionen brauchen. 
(Manfred Grund [CDU/CSU]: Dann fangt mal in 

Berlin damit an! Ihr regiert doch in Berlin!) 

Wissen Sie eigentlich, wie viele Vermögensmilli-
onäre es im vergangenen Jahr in der Bundesre-
publik gab? Nach einem Report von Merrill 
Lynch waren es 861 000, fast 50 000 mehr als 
noch vor zwei Jahren. So sehen die Zahlen aus. 
Ich finde, auch die Vermögensmillionäre müssen 
ihren Beitrag zur Finanzierung des Gemeinwe-
sens leisten. 

(Beifall bei der LINKEN) 
Wir brauchen zweitens eine Reform der Erb-

schaftsteuer. Bei der Reform vor zwei Jahren 
haben Sie bewusst darauf verzichtet, mehr Geld 
einzunehmen. 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Auch die 
Erbschaftsteuer ist eine Ländersteuer! 
In Berlin kann man damit anfangen!) 

Selbst wenn man diese Reform so durchführte, 
dass Oma ihr klein Häuschen geschützt bleibt 
und kein Unternehmen im Erbfall pleitegeht, 
könnten trotzdem 6 Milliarden Euro eingenom-
men werden. Der entsprechende Vorschlag liegt 
auf dem Tisch. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Liebe Dame und liebe Herren der FDP, wir 
könnten tatsächlich die Bezieherinnen und Be-
zieher kleiner und mittlerer Einkommen steuer-
rechtlich entlasten, nämlich drittens durch eine 
Reform der Einkommensteuer. Nach unserem 
Vorschlag würden im Vergleich zum Tarif 2010 
alle Menschen mit einem zu versteuernden Ein-
kommen bis zu 70 245 Euro im Jahr entlastet 
werden; alle Menschen, deren zu versteuerndes 
Einkommen darüber liegt, würden belastet wer-
den. Das ist ganz einfach durch eine Neugestal-
tung des Tarifs zu erreichen. Wir schlagen Ihnen 
vor, ausgehend von einem Eingangssteuersatz 
von 14 Prozent und einem Grundfreibetrag von 
9 300 Euro eine linear-progressive Gestaltung, 
hochgeführt bis zu einem Spitzensteuersatz von 
53 Prozent, vorzunehmen und durch diese Kor-
rektur die Einkommensteuer gerecht auszuges-
talten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

In aller Deutlichkeit: Durch die Umsetzung 
unserer Vorschläge – im Antrag sind ja noch 
mehr aufgeführt; ich kann sie jetzt nicht alle er-
läutern – würde die wirtschaftliche Entwick-
lung nachhaltig gestärkt werden, denn dadurch 

würde die Binnennachfrage angekurbelt und die 
Kassen der Kommunen wären nicht mehr so 
klamm. Werfen Sie endlich Ihre absurde Steuer-
senkungspolitik über Bord. Sie gefährdet den 
Zusammenhalt der Gesellschaft. Wohin Gier 
und Spekulation führen, haben wir in der Fi-
nanzkrise gesehen. Ich sage Ihnen: Vermö-
genskonzentration befördert Spekulation. 

Lassen Sie mich persönlich enden: Wenn 
mich meine siebenjährige Tochter fragt, warum 
einige Kinder in ihrer Schule arm sind, dann 
möchte ich ihr eigentlich nicht mehr sagen müs-
sen, dass das noch lange so bleibt. Tun Sie et-
was, damit ich das nicht mehr sagen muss! Tun 
Sie endlich etwas; denn dieses Land gehört al-
len Menschen, nicht nur den Reichen, den Lob-
byisten und den Regierenden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat der Kollege Olav Gutting für die 

CDU/ CSU-Fraktion. 
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der FDP) 

Olav Gutting (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kol-

legen! Die Fraktion Die Linke fordert als Ausweg 
aus der Krise, wie wir gerade gehört haben, 
zwölf steuerpolitische Maßnahmen, darunter vor 
allem Steuererhöhungen: 
(Zuruf von der LINKEN: Ja, selbstverständ-

lich!) 
die Abschaffung des Ehegattensplittings, die Er-
höhung der Körperschaftsteuer um 60  Prozent, 
ganz allgemein die Besteuerung von Extraprofi-
ten, die Einführung einer Kerosin- und einer 
Schiffsbenzinsteuer, eine Erhöhung der Erb-
schaftsteuer, 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

eine Boni-Steuer in Höhe von 50 Prozent, die 
Erhebung der Vermögensteuer und nicht zuletzt 
die Anhebung des Spitzensteuersatzes in der 
Einkommensteuer. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Offensichtlich ist es das Allheilmittel der Linken 
gegen alles, den Menschen in diesem Land im-
mer mehr Geld aus der Tasche zu ziehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Nun muss man kein Wirtschaftswissenschaftler 
sein, um zu erkennen, dass die von Ihnen jetzt – 
in der Phase des Aufschwungs – geplanten 
massiven Steuererhöhungen den Aufschwung 
beenden würden. 



Sie beklagen in Ihrem Antrag die Steuersen-
kungen der letzten Jahre. Sie sprechen gar von 
„Steuerdumping“ in unserem Land. Sie haben 
vorhin die Hartz-IV-Empfänger angesprochen. 
Haben Sie schon einmal die Menschen, die in 
diesem Land Steuern zahlen, die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, die Unternehmer, die 
den Karren ziehen, gefragt, ob sie das Gefühl 
haben, in einem Niedrigsteuerland zu leben? 
(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Im Vergleich 

zu den vorhergehenden Jahren ja!) 
Die jährlichen Steuereinnahmen sind in den 

letzten fünf Jahren um 72 Milliarden Euro ge-
stiegen. Das sind 72 Milliarden Euro Mehrein-
nahmen. 

(Nicolette Kressl [SPD]: Aber die Steuer-
quote ist gesunken!) 

Schauen wir uns einmal die Steuer- und Abga-
benquote an: Eine Familie in Deutschland be-
zahlt Abgaben und Lohnsteuern in Höhe von 
etwa 40 Prozent. Damit sind wir im internationa-
len Vergleich an dritter Stelle der Rangliste der 
Belastungen. Bei der Unternehmensbesteue-
rung, bei der Sie beklagen, dass sie zu niedrig 
ist, liegt Deutschland mit einer tariflichen Ge-
samtbelastung für Kapitalgesellschaften von 
knapp über 30 Prozent weltweit auf Rang acht in 
der Hitliste der Höchststeuerländer. 

Sie behaupten, Folge des angeblichen Steu-
erdumpings seien unsoziale Ausgabensenkun-
gen. 
(Zuruf von der LINKEN: Ja, selbstverständ-

lich!) 

Schauen wir uns doch einmal die Sozialausga-
ben der letzten Jahre an: Sie sind allein beim 
Bund von 50 Milliarden Euro im Jahr 1990 auf 
heute, im Jahr 2010, 173 Milliarden Euro gestie-
gen. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das ist 
die Folge wachsender Armut! Das ist 
doch klar! Darauf können Sie doch 
nicht stolz sein!) 

Die Ausgaben im sozialen Bereich haben sich 
also mehr als verdreifacht. Die Staatsquote ist 
nicht etwa gesunken. Nein, sie ist auf über 
50 Prozent gestiegen. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Jetzt in der 
Krise!) 

Ich frage Sie: In welcher Welt leben Sie? 
Wenn man den Antrag der Linken liest, dann hat 
man, mit Verlaub, das Gefühl, einige von Ihnen 
denken immer noch, um dieses Land herum wä-
re eine Mauer. Wachen Sie auf! Wir stehen im 
internationalen Wettbewerb; wir befinden uns 
mitten in der Globalisierung. Das gilt auch für 
den Bereich der Steuern. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Eben!) 

Man kann das beklagen. Ja, Wettbewerb ist un-
angenehm. Man muss sich anstrengen. Man 
kann nicht handeln, als wäre man auf einer ein-
samen Insel. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Genau des-
halb dürfen wir nicht so handeln!) 

Die Globalisierung führt auch dazu, dass wir in 
der Politik manchmal Getriebene sind. Das ist 
nicht schön; aber es ist eine Tatsache. Da kön-
nen Sie den Kopf nicht in den Sand stecken: Wir 
sind in eine internationale Entwicklung eingebet-
tet, der wir uns als einzelne Nation nicht ver-
schließen können. Wir müssen reagieren, um 
dieses Land im internationalen Wettbewerb vor-
ne zu halten. Nur wenn wir in diesem internatio-
nalen Wettbewerb mithalten, können wir die Ar-
beitsplätze in diesem Land sichern und den brei-
ten sozialen Wohlstand in diesem Land erhalten. 

Wir haben uns in der Regierung, auch in der 
Vorgängerregierung, angestrengt, und zwar mit 
Erfolg: Zu Beginn der letzten Legislaturperiode 
sind wir mit 5 Millionen Arbeitslosen in diesem 
Land gestartet; heute, fünf Jahre später, liegt die 
Zahl bei 3 Millionen, Tendenz weiter sinkend. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
In Baden-Württemberg haben wir sogar Vollbe-
schäftigung. Das ist soziale Gerechtigkeit. Wir 
werden international dafür bewundert, wie wir 
diese Krise meistern, wie wir sie bisher über-
standen haben. Auch unsere Steuerpolitik hat 
dafür gesorgt, dass dieses Land zurzeit boomt 
und viele Menschen in diesem Land, nämlich 
2 Millionen mehr als noch vor fünf Jahren, wie-
der auskömmliche Arbeit finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP – Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: 
Eben nicht auskömmlich!) 

Sie hinken mit Ihrem Antrag zur Überwindung 
dieser Krise ziemlich hinterher. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Warum?) 

Mittlerweile liegen die Prognosen für das Wirt-
schaftswachstum für das laufende Jahr bei 
über 3 Prozent. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Nach 
5 Prozent Rückgang!) 

Wir haben Wachstum, es entstehen neue Ar-
beitsplätze, es gibt Lohnerhöhungen, und die 
Binnenkonjunktur zieht an. Lesen Sie die Statis-
tiken: Die Verbraucherstimmung in unserem 
Land ist wieder hervorragend. 

Mit den Steuererhöhungsorgien, die Sie vor-
schlagen, machen Sie einen doppelten Salto 
rückwärts direkt in die Krise. 

(Zuruf von der FDP: Richtig!) 



Was glauben Sie denn, was passiert, wenn Sie 
eine fünfprozentige Abgabe auf Vermögen mit 
einem Wert von über 1 Million Euro einführen? 
Das klingt zunächst herrlich gut: Ich nehme es 
den Reichen und gebe es den Armen; Robin 
Hood lässt grüßen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Aber es gilt der Grundsatz: Sie machen die 
Schwachen nicht stark, indem Sie die Starken 
schwächen. – Sie schlagen vor, eine jährliche, 
fünfprozentige Steuer auf Vermögen zu erhe-
ben. Wissen Sie, wie hoch die durchschnittliche 
Immobilienrendite ist? Wenn man ein Immobi-
lienvermögen hat – in Ihren Augen sind das die 
bösen Menschen –, dann erzielt man eine 
durchschnittliche Rendite von 3,5 Prozent pro 
Jahr. Sie wollen nun 5 Prozent abgreifen; damit 
nehmen Sie den Menschen nicht nur den Ge-
winn, sondern Sie enteignen sie. 
(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Sie gehen 

in die Substanz!) 
Ich frage mich: Wer investiert dann noch in un-
serem Land? Wer soll dann die Mietwohnungen 
bauen? 

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Der 
Staat!) 

Wer soll in Mietwohnungen investieren? Sie 
schaden mit Ihrem Vorschlag genau denjenigen, 
denen Sie eigentlich helfen wollen. 

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: 
Wohnungsbaugesellschaften wie in 
Berlin! – Gegenruf der Abg. Dr. Barbara 
Höll [DIE LINKE]: Die haben an der 
Börse spekuliert!) 

Zusätzlich zur Vermögensteuer wollen Sie 
nun auch noch den Spitzensteuersatz erhöhen. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Ja, wie bei 
Helmut Kohl!) 

Ich frage Sie: Ist Ihnen bekannt, dass in diesem 
Land 10 Prozent der Bezieher der oberen Ein-
kommen bereits mehr als die Hälfte, nämlich 
55 Prozent, des gesamten Steueraufkommens 
schultern? 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Ja, weil 
viele andere keine Steuern mehr zah-
len können, weil sie wenig verdienen! 
Wenn sie arm sind, können sie keine 
Steuern zahlen!) 

Ich mag dieses Land. Ich lebe gern in 
Deutschland. Wie viele andere Menschen in 
diesem Land zahle ich klaglos meine Steuern, 
weil ich weiß, dass unser Land viel bietet. 

(Florian Pronold [SPD]: Eine wandelnde 
Klagemauer, was die Steuern angeht!) 

Wir haben eine gute Infrastruktur, wir haben Si-
cherheit und gute Bildung. Wir leben in Freiheit, 
wir haben eine hervorragende Gesundheitsver-
sorgung, soziale Gerechtigkeit und breiten 
Wohlstand. Wenn Sie die Steuerlast und die 
Abgabenlast immer weiter nach oben schrau-
ben, wenn sich Leistung in diesem Land nicht 
mehr lohnt, 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Die 
Mehrzahl der Einkommensteuerzahler 
entlasten wir!) 

wenn das Steuerrecht zur Enteignung perver-
tiert, dann sind die Grenzen in diesem Land of-
fen. Dann werden Sie erleben, dass immer mehr 
Leistungsträger in unserem Land den Verlo-
ckungen anderer Gesellschaften und anderer 
Staaten nicht mehr widerstehen. 

(Florian Pronold [SPD]: Wir haben eine 
richtig fundamentale Debatte! Die 
Marktfundamentalisten sind am Mikro!) 

Irgendwann gibt es einen Punkt, an dem Leis-
tung und Gegenleistung in keinem Verhältnis 
mehr stehen. Die meisten Menschen sind so – 
Sie mögen das beklagen –: Sie strengen sich 
nicht an, wenn es sich nicht lohnt. 

(Patrick Kurth [Kyffhäuser] [FDP]: In der 
DDR war das so!) 

Das müssen Sie akzeptieren. Sie müssten das 
am besten wissen. Haben Sie nicht das Experi-
ment mit Ihrem real existierenden Sozialismus 
gemacht? Hat Ihnen das nicht die Augen geöff-
net? Menschen sind, wie sie sind. Es muss sich 
lohnen, dann strengt man sich an. 

(Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Iris Gleicke [SPD]: Das ist 
ja wohl der letzte Unsinn, den Sie hier 
erzählen! Schnösel! – Gegenruf des 
Abg. Florian Pronold [SPD]: Schnösel 
ist noch viel zu nett!) 

Unser Weg aus der Krise sieht anders aus. 
Mit den Konjunkturpaketen und dem Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz sowie dem Bürger-
entlastungsgesetz haben wir gezeigt, wie wir 
dieser Krise begegnen, und zwar erfolgreich, 
wie man an den aktuellen Zahlen erkennen 
kann. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Nicolette 

Kressl für die SPD-Fraktion. 
(Beifall bei der SPD) 

Nicolette Kressl (SPD): 



Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Eigentlich hätten wir es in dieser Debatte 
über Steuerpolitik verdient, ein bisschen weniger 
Ideologie von beiden Seiten präsentiert zu be-
kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: 
Na ja, was ist denn Ideologie?) 

Herr Michelbach fragt mich gerade: Was ist 
denn Ideologie? Wenn Herr Gutting sagt: „Leis-
tung muss sich wieder lohnen“ – und damit die 
Steuerlast anspricht –, dann vergisst er dabei 
völlig, dass Menschen, die Vollzeit arbeiten und 
zum Sozialamt müssen, um eine Aufstockung zu 
bekommen, nicht den Eindruck haben, dass sich 
ihre Leistung lohnt. Dazu hat er überhaupt nichts 
gesagt. Ich finde, das ist ganz schön viel Ideolo-
gie. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Olav Gut-
ting [CDU/CSU]: Das ist auch nicht das 
Thema hier! Es geht um Steuern und 
nicht um Abgabenpolitik!) 

– Ich weiß gar nicht, warum Sie jetzt so aufge-
regt sind. Man merkt schon manchmal: Wenn 
die Hündchen bellen, sind sie getroffen. Das 
müssen Sie aber mit sich selbst klären. 

Die Debatte heute könnte eigentlich Anlass 
sein, darüber nachzudenken, warum wir Steuern 
brauchen. Das wäre eine spannende Debatte, 
aufgrund derer dann damit aufgehört würde, 
dass die einen möglichst viele Steuern als gut 
und die anderen niedrige Steuern als Freiheits-
ideal per se bezeichnen. Darum geht es nämlich 
nicht. Die Menschen haben es verdient, dass wir 
einmal genau überlegen, warum wir überhaupt 
Steuern brauchen. 

(Halina Wawzyniak [DIE LINKE]: Und 
wofür brauchen wir Steuern? Jetzt bin 
ich mal gespannt!) 

Daraus muss dann die Schlussfolgerung gezo-
gen werden, wie viele Steuern wir brauchen. 
Wenn ich von „wir“ spreche, meine ich damit 
nicht uns hier vor Ort. Wer mit „wir“ gemeint ist, 
sollte in der Steuerdebatte öfter thematisiert 
werden. Es geht um die Gesellschaft. Wir wollen 
dafür sorgen, dass eine solidarische Gemein-
schaft entsteht. Das „wir“ steht nämlich für die-
jenigen, die hier leben, die hier arbeiten, die hier 
aufwachsen und die hier Arbeitsplätze schaffen. 

Bei der Analyse kann man zu unterschiedli-
chen Schlussfolgerungen kommen. Ich finde es 
allerdings schade – das habe ich bei beiden 
Rednern heute hier gemerkt –, dass vorher kei-
ne ordentliche Analyse erfolgt ist. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Lisa 
Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir gehen sehr kritisch mit der Frage der Steu-
erlast um. – Herr Gutting, bei den Niedrigein-
kommen ist es übrigens die Abgabenlast, die zu 
den 40 Prozent führt, und nicht allein die Steuer-
last. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – O-
lav Gutting [CDU/CSU]: Das sage ich 
doch die ganze Zeit!) 

Darüber können wir reden. Sie sagen aber im-
mer: Eine niedrige Steuer ist gut. Ob die Steuern 
niedrig oder hoch sind, ist für Geringverdiener 
nicht die Problematik; sie werden Sie durch Ihre 
Einsparungen auch nicht entlasten. 

Wir müssen deutlich machen, dass uns be-
wusst ist, dass es sich bei den eingenommenen 
Steuern um die Mittel der Menschen handelt, die 
arbeiten. Diese Steuern brauchen wir für die 
Gemeinschaft. Das bedeutet – ich habe das 
schon gesagt –: Wenn es um die Höhe der 
Steuern geht, müssen wir uns daran orientieren, 
wie viel der Staat braucht. Der Staat ist in die-
sem Fall ausdrücklich nichts Negatives. Der 
Staat ist in unserer gesellschaftspolitischen Be-
trachtungsweise derjenige, der durch Ausgleich 
für gleiche Chancen für alle Menschen sorgen 
kann. Das ist der entscheidende Punkt. Dazu 
gehört für mich auch, dass Menschen, unab-
hängig von ihrer Herkunft, von Anfang an Chan-
cen auf Bildung und Aufstieg haben. 
(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das 

ist unbestritten!) 
In Bezug darauf sind Steuern nichts Negatives. 
Durch sie können wir organisieren, dass Men-
schen Chancen auf Bildung und Aufstieg haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Schlussfolgerung lautet: Es ist falsch, 
Steuersenkungen und möglichst niedrige Steu-
ern als Selbstzweck hinzustellen. Es ist auch 
falsch, möglichst hohe Steuern nur wegen der 
Umverteilungswirkung als Selbstzweck hinzu-
stellen. 
(Leo Dautzenberg [CDU/CSU]: Wegen der 

Einnahmewirkung!) 
Ich möchte trotz meiner kurzen Redezeit eine 

Analyse einbringen. Ich finde, dass die Höhe der 
verteilten Steuern kein Kriterium für die Beurtei-
lung sein kann, wie gerecht es in einem Staat 
zugeht. Damit es kein Missverständnis gibt: Die 
Frage der Verteilung der Steuerlast ist sehr wohl 
ein Kriterium für die Frage, wie gerecht es in ei-
ner Gesellschaft zugeht. 

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Dafür 
haben wir den progressiven Tarif!) 

 



– Herr Michelbach, ich weiß, dass Sie immer mit 
dem progressiven Tarif kommen. 
(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Ja!) 

Der entscheidende Punkt bei der Analyse ist, 
dass man sich nicht nur auf die Frage der Ein-
kommensbesteuerung konzentrieren darf. Zu ei-
ner Gesamtanalyse gehört die Frage, wie die 
Steuerlast in Deutschland insgesamt verteilt 
ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Michelbach, bei der Analyse hilft ein Blick 
auf die Statistik der OECD. 
(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Die 

ist aber falsch!) 
– Das ist interessant, Herr Michelbach. Weil Ih-
nen die Statistik der OECD nicht passt, behaup-
ten Sie einfach, sie sei falsch. 

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: 
Das habe ich schon mehrfach gegen-
über der OECD gesagt!) 

Mit dieser Statistik – ich sage das, damit alle 
verstehen, worüber wir sprechen – hat die O-
ECD Deutschland eindeutig bescheinigt, dass 
im internationalen Vergleich nicht die Einkom-
mensteuer, die Sie immer als Alibi anführen, 
sondern die Vermögensbesteuerung weit unter 
dem Durchschnitt liegt. Deswegen muss man 
zwar nicht gleich nach einer Steuererhöhung 
schreien; aber es gehört selbstverständlich zu 
unserer Pflicht, darüber nachzudenken, wie wir 
diese Schieflage verändern können. Das gehört 
einfach zu unseren Pflichten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Bei der Analyse der Situation muss man sich 
einige Fragen stellen. Wir Sozialdemokraten 
fragen uns zum Beispiel: Können Kommunen im 
Moment optimale Bildungs- und Fördermöglich-
keiten für unsere Kinder anbieten? Können die 
Kommunen gute Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen für Unternehmen und Einwohner sicherstel-
len? Ich sage Ihnen: Bei einem Finanzierungs-
defizit von 12 bis 15 Milliarden Euro, das die 
Kommunen erwarten – das sind ihre eigenen 
Angaben –, können diese Fragen nicht mit Ja 
beantwortet werden. Deswegen haben wir als 
Steuergesetzgeber die Pflicht, uns zu überlegen, 
wie wir das ändern können. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir sagen deswegen nicht, dass bei der Ge-
werbesteuer in den letzten Jahren der falsche 
Weg eingeschlagen wurde. Sie tun immer so, 
als seien nur die Gewerbesteuereinnahmen ein-

gebrochen. Die Zahlen sagen etwas anderes. 
Sie zeigen, dass die Gewerbesteuereinnahmen 
trotz kleiner Einbrüche ständig steigen. Deshalb 
sagen wir Sozialdemokraten: Mit uns wird es ei-
ne Abschaffung der Gewerbesteuer nicht geben. 
Wir wollen eine Stabilisierung und nicht das, 
was Sie auf den Weg bringen wollen. 
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-

ten der LINKEN) 
Wir müssen auch fragen: Können die Länder 

mit den derzeitigen Steuereinnahmen ein opti-
males Bildungsangebot schaffen? Wir finden, 
dies ist nicht nur eine Frage der individuellen 
Chancengerechtigkeit, sondern auch eine öko-
nomische Frage. Wenn wir uns im Bildungsbe-
reich nicht bewegen, werden wir wirtschaftspoli-
tisch in wenigen Jahren am Ende des Zuges 
angekommen sein. Das können wir uns nicht 
leisten. Wir müssen ehrlich miteinander umge-
hen und nicht möglichst niedrige Steuern als 
Wert an sich propagieren. 

Wir müssen auch fragen: Ist die Bundesebe-
ne in der Lage, ihre Aufgabe, eine gute Infra-
struktur für Bürger und Unternehmen zu schaf-
fen, zu erfüllen? Können wir tatsächlich genü-
gend wirtschaftspolitische Impulse setzen? Kön-
nen wir genügend Geld für Investitionen und 
Forschung ausgeben? Können wir tatsächlich 
für eine positive Konjunkturentwicklung sorgen? 
Können wir dafür sorgen, dass wir in Zukunft 
ökologisch und nachhaltig wirtschaften? Das 
sind die Fragen. 

Ich finde, es steht uns in der Politik gut an, 
einzugestehen bzw. klarzumachen, dass sich 
die Analyse ändern kann. Wir befinden uns in 
der Zeit nach der Wirtschafts- und Finanz-
marktkrise. Deswegen sehen einige Schluss-
folgerungen jetzt anders aus; das ist doch klar. 
Wir haben massiv mit Steuermitteln eingreifen 
müssen. Das wurde von großen Teilen dieses 
Parlaments akzeptiert; aber das hat alle staatli-
chen Ebenen belastet. Also müssen wir jetzt ü-
berlegen, welche Konsequenzen wir daraus zie-
hen müssen. 

Wir sind der Überzeugung, dass Ziel der 
Steuer- und Abgabenpolitik ist, für eine ange-
messene und verlässliche Finanzierung der 
Aufgaben aller staatlichen Ebenen zu sorgen. 
Auch die Verteilung der Lasten auf dem Weg zu 
diesem Ziel muss gerecht sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb sprechen wir uns – ich habe das schon 
angesprochen – für eine stärkere Besteuerung 
der privaten Vermögen aus. Aber, Frau Höll, 
ehrlich gesagt: 80 Milliarden Euro durch 5 Pro-
zent – das ist illusorisch. Das ist völlig daneben 
und wirtschaftsfeindlich. Ich finde, wenn man 
über eine gerechte Verteilung redet, muss man 
auch die Arbeitsplatzwirkung im Kopf haben. 



Deswegen sage ich: Weder die Ideologie von 
links noch die von ganz rechts passt. Wir müs-
sen überlegen, was wir tun können, um unser 
Land nach vorne zu bringen, und zwar auch 
steuerpolitisch. Für uns gehört die verstärkte 
Vermögensbesteuerung dazu, aber nicht in dem 
Ausmaß, wie Sie sich das vorstellen. 

(Beifall bei der SPD – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: 50 000 von 
2 Millionen! Das ist nicht zu viel! Das ist 
völlig in Ordnung!) 

Wir wollen – das hat die Sozialdemokratie be-
schlossen – bei der Einkommensbesteuerung 
einen höheren Spitzensteuersatz greifen las-
sen, jedoch später als jetzt. Er soll bei verheira-
teten Paaren ab einem zu versteuernden Ein-
kommen von 200 000 Euro greifen. Wir glauben, 
das ist ein guter, aber gemäßigter Weg, der in 
diesem Fall auch dafür sorgen kann, dass Auf-
gaben besser erfüllt werden. Ich habe vorhin 
schon gesagt – ich möchte es jetzt bei der Dar-
stellung des Gesamtpakets wiederholen –, dass 
wir auch eine Stärkung der Gewerbesteuer wol-
len. Im Übrigen – das finde ich ganz wichtig, 
wenn wir über Föderalismus reden – wollen wir, 
dass der Steuervollzug der bestehenden Geset-
ze besser durchgeführt wird; denn auch das ge-
hört zur Steuergerechtigkeit. 
(Dr. Birgit Reinemund [FDP]: Wo haben Sie 

das gemacht?) 
Der entscheidende Punkt wird sein, das Ganze 
zu einem stimmigen Paket zusammenzufügen: 

(Frank Schäffler [FDP]: Schlüssiges Ge-
samtkonzept!) 

solidarische Finanzierung auf der einen Seite, 
Möglichkeit für Investitionen in Bildung, For-
schung und Wirtschaft auf der anderen Seite. 

Beim Begriff „stimmig“ lohnt sich ein Blick in 
den Antrag der Linken; das kann ich Ihnen nicht 
ganz ersparen. Auf den ersten Blick hat man 
den Eindruck, dass darin steht: Viel ist auf jeden 
Fall gut. – Auf den zweiten Blick finde ich es 
noch interessanter. Dort steht zum Beispiel: Wir 
wollen 10 Milliarden Euro Steuern weniger ein-
nehmen, indem wir in vier Bereichen einen er-
mäßigten Mehrwertsteuersatz einführen. – Ich 
verstehe nicht, dass Sie nicht lernfähig sind. 
Spätestens ein Jahr nachdem die Koalition die-
se grandiose Hotelsteuerermäßigung beschlos-
sen hat, wissen Sie doch, dass das Geld nicht 
bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern 
ankommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie fordern zum Beispiel ernsthaft, bei Medika-
menten auf 4 Milliarden Euro Steuereinnahmen 
zu verzichten, obwohl wir nach der Erfahrung 
mit der Hotelsteuerermäßigung davon ausgehen 
müssen, dass das Geld bei den internationalen 

Konzernen hängen bleibt. Was soll daran ge-
recht sein? Ich bitte Sie! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Forderung bezüglich einer Umsatzsteuer-
ermäßigung, die, wie wir wissen, nicht bei den 
Verbrauchern ankommt, ist nicht nur populis-
tisch, sondern, ehrlich gesagt, steuerpolitisch 
ganz schön naiv und blind. Deshalb werden wir 
diesem Antrag nicht zustimmen können. 

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das 
ist ja enttäuschend!) 

Das ist nicht das, was wir für nötig halten, näm-
lich ein ausgewogenes Verhältnis von sinnvollen 
Investitionen und gerechter Steuerverteilungspo-
litik. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD – Dr. h. c. Hans 
Michelbach [CDU/CSU]: Verschmähte 
Liebe! Das gibt es doch gar nicht!) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Volker 

Wissing für die FDP-Fraktion. 
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-

ten der CDU/CSU) 

Dr. Volker Wissing (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Selbst die SPD sagt, dass 
Ihre Forderung nach einer Vermögensteuer, die 
80 Milliarden Euro Steuermehreinnahmen erge-
ben soll, bestenfalls lächerlich ist. Frau Kollegin 
Höll, finanzieren können Sie mit dieser Luftbu-
chung in diesem Staat gar nichts. 
(Florian Pronold [SPD]: Mit Luftbuchungen 

kennen Sie sich aus, Herr Wissing!) 
Sie können damit der Wirtschaft schaden, Sie 
können diesem Standort schaden, Sie können 
Arbeitsplätze gefährden, aber Sie können so 
überhaupt nichts erreichen. 
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-

ten der CDU/CSU) 
Das gilt für Ihren gesamten Antrag. Sie haben 

nicht ein positives Wort über die Menschen ge-
schrieben, die den Sozialstaat finanzieren. Sie 
haben kein positives Wort über Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahler geschrieben. 

(Zurufe von der LINKEN: Oh!) 

Ihre Devise ist: Wer in diesem Land viel arbeitet, 
der soll sich schämen und möglichst hohe Steu-
ern zahlen, damit die Linken das verteilen kön-
nen. Das ist der Geist Ihres Antrags. 



(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU – Dr. Barbara 
Höll [DIE LINKE]: Das ist ja so platt!) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege Wissing, gestatten Sie eine Zwi-

schenfrage des Kollegen Birkwald? 

Dr. Volker Wissing (FDP): 
Ja, bitte. 
(Florian Pronold [SPD]: Verlängert dem 

doch nicht die Redezeit!) 

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 
Herr Kollege Wissing, sind Sie bereit, zur 

Kenntnis zu nehmen, dass die Kollegin 
Dr. Barbara Höll vorhin in ihrer Rede deutlich 
gemacht hat, dass die Linke auch für die Ein-
kommensteuersenkung all derer eintritt, die null 
bis 70 000 Euro brutto im Jahr verdienen und 
dass wir damit selbstverständlich die Leistung 
derjenigen goutieren, die viel und gut arbeiten? 
Denn für wenig Arbeit bekommt man ein solches 
Einkommen nicht. Nehmen Sie auch zur Kennt-
nis, dass wir insofern einerseits die Partei der 
sozial Benachteiligten, andererseits auch die 
Partei der Mittelschicht sind? 
(Beifall bei der LINKEN – Lachen bei Abge-

ordneten der CDU/CSU und der FDP) 

Dr. Volker Wissing (FDP): 
Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie die unge-

heuerliche Behauptung aufstellen, dass die Lin-
ke die Partei der Mitte sein möchte. 
(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Der Mit-

telschicht!) 
Das nehme ich zur Kenntnis. Ich weise das a-
ber, Herr Kollege, mit aller Entschiedenheit zu-
rück; denn Sie haben in diesem Parlament bis-
her nur Anträge vorgelegt, die einen Angriff nach 
dem anderen auf die Mitte dieses Landes dar-
stellen. Diese Angriffe wehren wir entschlossen 
ab, weil wir der Meinung sind, dass die leis-
tungsfähige Mitte dieses Landes 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Aber wir 
entlasten auch 70 000 und finanzieren 
das ge-gen! – Dr. Barbara Höll [DIE 
LINKE]: Die haben Sie ja noch mehr 
belastet!) 

nicht durch die Linken in diesem Hause beschä-
digt werden darf. Sie braucht vielmehr Unter-
stützung, weil die Leistungsträgerinnen und 
Leistungsträger der Bundesrepublik Deutsch-
land ungerecht besteuert werden. Es gibt einen 
Mittelstandsbauch 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Wir ha-
ben vorgeschlagen, ihn abzuschaffen! 
Und was war? Sie stimmten nicht zu! – 
Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Wir haben 
gesagt: Den Mittelstandsbauch schaf-
fen wir ab!) 

und eine kalte Progression. Dieses Problem 
müssen wir angehen. Man löst es aber nicht, in-
dem man diese Menschen ständig beschimpft, 
so wie Sie es tun, und man löst es auch nicht, 
indem man für die Bezieher von mittleren Ein-
kommen ständig noch höhere Steuern fordert. 

(Florian Pronold [SPD]: Aber der Mit-
telstandsbauch ist doch von einer FDP-
Regierung beschlossen worden! Das 
wart ihr doch selber! Eigene Sünden! – 
Nicolette Kressl [SPD]: Das ist doch der 
Waigel-Bauch!) 

Sie sind nicht ansatzweise eine Partei für den 
Mittelstand. Sie sind auch keine Partei für die 
Mitte. Wenn man sich vergegenwärtigt, Herr Kol-
lege, dass Sie 80 Milliarden Euro jährlich 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Jetzt 
aber nicht ausweichen, sondern die 
Frage beantworten! – Katja Kipping 
[DIE LINKE]: Frage!) 

– lassen Sie mich doch antworten! – durch eine 
Vermögensteuer aus der deutschen Wirtschaft 
und dem deutschen Mittelstand 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Sind Mil-
lionäre der Mittelstand? – Dr. Barbara 
Höll [DIE LINKE]: Das ist doch Privat-
vermögen!) 

– ich bin noch nicht fertig – herausziehen möch-
ten, dann können Sie sich nicht hinstellen und 
behaupten, Sie seien eine Partei, die sich für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einsetzt. 
Denn das Schlimmste, was man den Menschen 
antun kann, ist, ihren Arbeitsplatz zu gefährden. 
Das tun Sie mit Ihrem Antrag. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 
– Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Alle Mil-
lionäre sind normale Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer! Genau!) 

Lassen Sie uns über den Geist Ihres Antrags 
reden. Wenn der Kollege Gutting, bezogen auf 
unser Steuersystem – nur darüber hat er ge-
sprochen –, völlig zu Recht sagt, dass sich Leis-
tung lohnen muss, dann hat er die Wahrheit ge-
sagt und eine Kernaussage der sozialen Markt-
wirtschaft betont. Dass die Sozialdemokraten 
dem widersprechen und das als Ideologie diffa-
mieren, zeigt, wohin Sie sich entwickeln, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie haben das Prinzip der sozialen Marktwirt-
schaft nicht verstanden. Leistung ist nämlich 

 



nichts Schlechtes, sondern Leistung ist der 
Kern, auf dem dieses System beruht. Soziale 
Marktwirtschaft heißt nicht nur Verteilen, son-
dern vor allem erst einmal Erwirtschaften, bevor 
es etwas zu verteilen gibt. Dass die Linke das 
nicht versteht, wundert uns nicht. Dass die SPD 
zunehmend ins gleiche Horn bläst, ist bedauer-
lich. 

(Florian Pronold [SPD]: Sich erst auf uns 
beziehen und uns dann kritisieren!) 

Ihre Vorstellungen von sozialer Gerechtigkeit 
sind im Kern unsozial. Sie reduzieren den Sozi-
alstaat auf einen Verteilungsstaat; 
(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Das stimmt 

doch überhaupt nicht!) 
deswegen hat auch Frau Kressl nur vom Vertei-
len gesprochen. Ihr Sozialstaat ist auch kein ak-
tivierender, sondern er ist vor allen Dingen ein 
kassierender Sozialstaat. 

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN) 

Was Sie auf der Verteilungsseite an sozialer Ge-
rechtigkeit erreichen wollen, konterkarieren Sie 
durch soziale Ungerechtigkeiten auf der Steuer-
seite. 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege Wissing, gestatten Sie noch eine 

Zwischenfrage des Kollegen Troost? 

Dr. Volker Wissing (FDP): 
Ja. Auch der Kollege Troost darf eine Zwi-

schenfrage stellen. 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Bitte sehr. 

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): 
Herr Kollege Wissing, auch unter Ihrer Mitwir-

kung hat Helmut Kohl 16 Jahre lang regiert. Die 
Frage ist: Hat sich Leistung damals gelohnt oder 
nicht? Wenn wir heute noch das Steuersystem 
von 1998 hätten, hätten die öffentlichen Haus-
halte jedes Jahr um über 50 Milliarden Euro hö-
here Steuereinnahmen. Insgesamt ist über eine 
halbe Billion Euro durch die Steuersenkungs-
politik, die seitdem gemacht wurde, verloren 
gegangen. 

(Frank Schäffler [FDP]: Quatsch! Das war 
eine gute Zeit für Deutschland!) 

Ist es tatsächlich so, dass wir diejenigen sind, 
die Leistung bestrafen? Oder kann man nicht, 
wenn man Steuermehreinnahmen erzielt, auch 
für mehr Steuergerechtigkeit sorgen? 

(Beifall bei der LINKEN – Dr. h. c. Hans 
Michelbach [CDU/CSU]: Hauptsache, es 
kommt keine Globalisierung!) 

Dr. Volker Wissing (FDP): 
Herr Kollege, Ihre Frage beruht auf einem Irr-

tum. Das Problem der Linken ist: Sie nehmen 
immer irgendwelche Zahlen, glauben, Sie könn-
ten diese Zahlen der Realität überstülpen und 
würden dann ein auch nur ansatzweise realisti-
sches Ergebnis erzielen. Das ist, wie gesagt, ein 
Irrtum der Linken. 

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Das ist ja 
völlig vorbei an der Frage! – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Eine peinli-
che Antwort, Herr Kollege!) 

Fakt ist, dass sich die Wirtschaft in diesem Land 
unter der Regierung von Helmut Kohl positiv 
entwickelt hat. Fakt ist, dass sich die Wirtschaft 
unseres Landes auch unter dieser christlich-
liberalen Koalition sehr positiv entwickelt. Der 
IWF hat die Wachstumszahlen erneut nach 
oben korrigiert. 
(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Und was hat 

die FDP damit zu tun?) 
Was auch Sie freuen sollte – hier sollten Sie 
wirklich etwas Positives für die Regierung übrig 
haben –, ist, dass die Arbeitslosigkeit in 
Deutschland sinkt. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Wie war 
das denn bei Helmut Kohl? – Petra 
Hinz [Essen] [SPD]: Dazu haben Sie 
doch gar nichts beigetragen!) 

Das ist die Messlatte, an der wir uns messen 
lassen wollen. Das sind die ersten Erfolge unse-
rer wachstumsorientierten Politik. Ihre Verglei-
che hinken. 

Fest steht: Die Bundesrepublik Deutschland 
ist auf einem guten Weg, weil diese christlich-
liberale Koalition wie eine Eins zur sozialen 
Marktwirtschaft steht. Sie tun es nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Sie stellen Steuer-
gerechtigkeit und soziale Gerechtigkeit immer 
wieder als Widerspruch dar. In Wahrheit sind 
Steuergerechtigkeit und soziale Gerechtigkeit 
zwei Seiten derselben Medaille. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Sie ma-
chen eine sozial ungerechte Politik und 
eine sozial ungerechte Steuerpolitik! 
Das stimmt!) 

Ein gerechtes Steuersystem ist ein ganz erheb-
licher Beitrag für soziale Gerechtigkeit. Da Sie in 
Ihrem Antrag wieder schreiben, dass das Steu-
errecht Spitzensteuersatzzahler bevorzuge, will 
ich Ihnen die Fakten vorhalten. Seit 1958, Frau 
Kollegin Höll, wurde bei nahezu jeder Steuerre-
form der Einkommensfreibetrag angehoben und 
der Eingangssteuersatz gesenkt. Das ist die 
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland. 



Kontinuierlich wurde immer mehr für die Bezie-
her der unteren Einkommen getan. 
(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Immer wurde 

der Spitzensteuersatz gesenkt!) 
1958 lag der Einkommensfreibetrag bei rund 
860 Euro bei einem Eingangssteuersatz von 
20 Prozent. Heute liegt er bei 8 004 Euro bei ei-
nem Steuersatz von 10 Pro-zent. Sie beklagen, 
dass sich die Entwicklung für die Empfänger 
niedriger Einkommen negativ und für Spit-
zensteuersatzzahler positiv darstelle. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das ist doch 
nur eine Anpassung an die Inflation!) 

Jetzt reden wir über die Einkommensgrenze 
beim Spitzensteuersatz. 1958 lag sie bei 
56 000 Euro, während sie heute bei 52 000 Euro 
liegt. Das ist die gegenteilige Entwicklung. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Sagen Sie 
doch mal die Steuersätze dazu!) 

Der Staat hat den Spitzensteuersatz immer 
mehr zu einem Steuersatz der Mitte gemacht. 

Sie behaupten, dass Spitzensteuersatzzahler 
reiche Leute seien. Das ist Unfug. Sie können 
das so oft wiederholen, wie Sie wollen. Sie füh-
ren die Leute damit hinter die Fichte. Der Spit-
zensteuersatz in Deutschland ist der Steuersatz 
für Facharbeiter und für gut ausgebildete Ange-
stellte. Das ist nicht der Steuersatz von reichen 
Leuten oder von Millionären. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Deswegen 
schieben wir das auch nach oben!) 

Deswegen sind Sie keine Partei, die sich um 
die Mitte in Deutschland bemüht. Sie sind eine 
Partei, die die Mitte in Deutschland angreift, weil 
Sie sie abkassieren wollen. 
(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das stimmt ja 

gar nicht!) 
Ihre falschen Behauptungen führen darüber hin-
aus dazu, dass die Leute Ihnen auch noch glau-
ben. 

(Lachen bei der LINKEN) 

Klargestellt werden muss, dass der Spit-
zensteuersatz der Steuersatz für Facharbeiter 
und der Steuersatz der Mitte ist. Eine Partei, die 
hier Hand anlegt, kann nichts mit sozialer Ge-
rechtigkeit im Sinn haben, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 
– Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Die 
Facharbeiter sind die Millionäre!) 

Wir haben einen gesellschaftlichen Konsens, 
dass starke Schultern viel tragen. Bei Ihnen lau-
tet die eigentliche Forderung, starke Schultern 
sollten alles tragen und auch alles ertragen. Wir 
sagen: Auch dabei gibt es Grenzen. Für mittlere 

Einkommen und für die aufstrebende Mitte in 
Deutschland muss es noch Luft zum Atmen ge-
ben. Sie braucht die soziale Marktwirtschaft. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Warum 
wächst das Vermögen so schnell an?) 

Dort ist Leistungsbereitschaft vorhanden. Dort 
wird unser Wohlstand erwirtschaftet. 

Hören Sie auf, diese Leute zu diffamieren. 
Sagen Sie doch einmal Danke an alle Empfän-
ger mittlerer Einkommen in Deutschland, 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das sind 
nicht die mittleren, das sind die Spit-
zeneinkommen! Schauen Sie sich ein-
mal die Einkommensverteilung an!) 

die hohe Steuern zahlen und die mit Mit-
telstandsbauch und kalter Progression auch 
während der Krise dazu beigetragen haben, 
dass der Staat handlungsfähig bleibt und dass 
sich das Steueraufkommen positiv entwickelt. 
Das ist die Leistung der Mitte in Deutschland. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Dass man diese Leute gegenwärtig nicht entlas-
ten kann, ist bedauerlich. Denn die Krise, Frau 
Kollegin Kressl, liegt noch nicht hinter uns. Wir 
sind noch mitten in der Krise. Aber man darf 
auch einmal der Mitte in Deutschland danken: 

(Zuruf von der LINKEN) 

danke für die Leistungsbereitschaft, danke für 
die Finanzierung dieses Staates und des Sozial-
staates. Das hätte in Ihrem Antrag stehen müs-
sen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 
– Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Wir ent-
lasten genau diese mit den Steuern!) 

5 Prozent der oberen Einkommensschichten 
erwirtschaften heute bereits 42 Prozent des 
Einkommensteueraufkommens. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]): 35 Prozent 
der Gesamteinkommen!) 

Sie können natürlich sagen: Warum erwirtschaf-
ten 5 Prozent nur 42 Prozent? Sie können sa-
gen: Die sollen alles machen. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Die haben 
aber so viel Einkommen!) 

Das ist eben die Frage. Irgendwann kippt die 
Gerechtigkeitsfrage. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: In der Tat!) 

In Deutschland darf gesagt werden – Herr 
Kollege Gutting hat es ausgeführt –: Leistung 
darf sich lohnen; Leistung muss sich lohnen. 
Man darf sich mit den Menschen freuen, die sich 
in Deutschland anstrengen, die ihrer Arbeit 
nachgehen, die Risiken auf sich nehmen und die 
investieren. Ich denke dabei an mittelständische 



Unternehmen, an Handwerker, die auch in der 
Krise Risiken eingehen, die an dieses Land und 
den Zusammenhalt in dieser Gesellschaft glau-
ben. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Glauben reicht 
nicht! Sie müssen etwas dafür tun!) 

Man darf diesen Leuten danken und muss nicht 
fordern, immer mehr abzukassieren. Ihre Umver-
teilungsfantasien sind schlicht und einfach nicht 
finanzierbar. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Sie haben 
umverteilt!) 

Selbst wenn Sie Ihren Angriff auf die Mitte in 
Deutschland durchsetzen könnten, wären Ihre 
Umverteilungsfantasien immer noch nicht finan-
zierbar. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Jetzt ist aber 
gut!) 

Deswegen: Hören Sie auf, dieses Ziel weiter-
zuverfolgen. Dafür finden Sie keine Mehrheiten 
in diesem Land. Das ist gut so, weil Sie den 
Wohlstand in der Bundesrepublik Deutschland in 
Wahrheit abbauen und nicht aufbauen helfen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es bleibt dabei, 
dass die Linke für höhere Sozialleistungen durch 
höhere Steuern kämpft. Die CDU/CSU und die 
FDP kämpfen dafür, dass die Menschen Lohn 
und Arbeit haben, damit sie auf Sozialleistungen 
nicht angewiesen sind. Das ist unsere Vorstel-
lung von sozialer Gerechtigkeit. Wir verfolgen 
sie weiter. Wir sind auf einem guten Weg. Die 
Zahlen sprechen für sich. Deswegen brauchen 
wir Ihre nicht einmal sinnvollen, geschweige 
denn gut gemeinten Ratschläge nicht. 

Sie führen die Menschen mit falschen Infor-
mationen hinter die Fichte 
(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Nein! Es ist 

Geld da!) 
und leisten keinen Beitrag zur Stärkung des 
Wohlstandes dieses Landes. Deswegen lehnen 
wir Ihren Antrag selbstverständlich ab. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nun hat die Kollegin Lisa Paus für die Frakti-

on Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Als ich den Antrag gelesen habe, habe ich auch 
kurz darüber nachgedacht, wie man mit diesem 
Antrag eigentlich umgehen soll. Man kann es so 
machen wie Frau Kressl: ein bisschen Nach-
denklichkeit darüberschütten. 

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: 
Weinerlichkeit! – Dr. Frank Steffel 
[CDU/CSU]: Pastoral!) 

Der Grund ist, dass wir von Bündnis 90/Die 
Grünen die Ziele, die Sie mit dem Antrag vor-
geblich versuchen zu erreichen, dass wir unser 
Land gerechter machen wollen, dass wir die 
gewachsene Umverteilung zwischen Arm und 
Reich umkehren müssen und dass wir die Bin-
nenkonjunktur stärken wollen, natürlich teilen. 

(Katja Kipping [DIE LINKE]: Aber nur theo-
retisch!) 

Ich habe Ihren Antrag gelesen und mich, weil 
Ihr Konzept von einer Umsetzbarkeit wirklich so 
weit entfernt ist wie das Wasser von der Wüste, 
dermaßen darüber geärgert, dass ich mich doch 
einmal inhaltlich mit Ihrem Antrag auseinander-
setzen muss. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU – 
Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/ CSU]: 
Endlich einmal eine ehrliche Antwort!) 

Sie legen das ja als Ihr steuerpolitisches Ge-
samtkonzept vor. Das muss man dann auch 
entsprechend würdigen. 

Was schlagen Sie vor?  Eine Aneinanderrei-
hung von Steuererhöhungen und eine Liste, in 
der Sie zum Teil pseudogenau, an anderen Stel-
len, wie zum Beispiel bei den ökologischen 
Steuern und bei der Einkommensteuer, dagegen 
erstaunlich vage Angaben darüber machen, wie 
hoch die Steuereinnahmen ausfallen werden. 
Unter dem Strich haben Sie sich sage und 
schreibe 179 Milliarden Euro zusammengerech-
net. Wie das allerdings mit Ihrem Ziel, die Bin-
nenkonjunktur zu stärken, zusammenpassen 
soll, wenn Sie 179 Milliarden Euro an Kaufkraft 
entziehen, ist zumindest für jeden Volkswirt, den 
ich kenne, ein Rätsel. 

(Beifall der Abg. Kerstin Andreae 
[BÜND-NIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Und wie-
der ausgeben!) 

– Das steht da aber nicht. – Ich habe noch ein-
mal in Ihren Pressemitteilungen nachgesehen. 
Sie schlagen ein Konjunkturprogramm von 
30 Milliarden Euro vor. Das ist eine Mininummer 
gegenüber diesen 179 Milliarden Euro. Das 
passt also schon einmal hinten und vorne nicht 
zusammen. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Es ist ein 
Steuerantrag!) 

Jetzt könnte man natürlich beschwichtigend 
einwerfen: Wenn man diese 179 Milliarden Euro 
nicht ernst nimmt, sondern sich Ihre Steuervor-
schläge im Einzelnen ansieht und versucht, das 



noch einmal seriös durchzurechnen, dann 
kommt man vielleicht auf 50 Milliarden Eu-
ro. Gut, aber, werte Kolleginnen und Kollegen 
von der Linkspartei, was sollen wir denn nun 
tun? Sollen wir Ihre Steuervorschläge inhaltlich 
ernst nehmen, aber die Finanzierungszahlen 
nicht, oder sollen wir die Finanzierungszahlen 
ernst nehmen, aber Ihre Steuervorschläge 
nicht? Wie man es dreht und wendet: Dieser An-
trag ist schlichtweg nicht ernst zu nehmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU und der FDP) 

Das bedauere ich wirklich; denn bei der Auf-
gabe, vor der wir in Deutschland stehen, näm-
lich die wachsende Schere zwischen Arm und 
Reich in diesem Lande wieder zu schließen, 
brauchen wir Verbündete, aber es braucht nun 
einmal ernst zu nehmende Verbündete. 

Die Aufgaben sind eben nicht klein: Bis heute 
leistet die Finanzwirtschaft, die vom Steuerzah-
ler teuer vor dem Kollaps gerettet werden muss-
te, eben keinen Beitrag zur Finanzierung der 
Kosten der Krise. Bis heute – so hat das Um-
weltbundesamt ausgerechnet – leistet sich 
Deutschland jährlich 48 Milliarden Euro an um-
weltschädlichen Subventionen. Bis heute sind 
Finanzämter, insbesondere in schwarz-gelb re-
gierten Bundesländern, personell so unterbe-
setzt, dass Steuerhinterziehung inzwischen zum 
Volkssport geworden ist und die Finanzämter 
nicht in der Lage sind, für einen gleichmäßigen 
Steuervollzug zu sorgen. Diese Liste lässt sich 
fast unendlich fortführen. Das ist nicht hinnehm-
bar. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Stimmung in Deutschland ist prekär ge-
worden. Am 3. Oktober 2010 hat beispielsweise 
die Journalistin Tissy Bruns, sicherlich stellver-
tretend für viele, angesichts der wachsenden 
Ungleichheit, die viele Menschen verunsichert, 
stresst und entmutigt, im Tagesspiegel sehr 
grundsätzlich noch einmal die Frage aufgewor-
fen: 

Sind wir noch das Land der sozialen Markt-
wirtschaft, das Spitzenprodukt des europäi-
schen Sozialstaatsmodells? 

Nicht weniger als der Grundkonsens unserer 
Gesellschaft ist inzwischen dank Schwarz-Gelb 
gefährdet. Darauf brauchen wir Antworten, aber 
keine scheinkonkreten, sondern tatsächlich 
machbare und umsetzbare Vorschläge, werte 
Kolleginnen und Kollegen von der Linksfraktion. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der SPD – Dr. Barbara 
Höll [DIE LINKE]: Sie sind umsetzbar!) 

Besonders geärgert habe ich mich über Ihre 
sogenannte Millionärsteuer. So nennen Sie ja 

Ihre Vermögensteuer. Endlich gibt es in dieser 
Gesellschaft wieder eine aufkommende Bereit-
schaft, ernsthaft über die Erhebung einer Ver-
mögensteuer oder Vermögensabgabe, die wir 
fordern, zu reden. Vermögende tun sich zu-
sammen, werben öffentlich für die Idee und 
schalten Anzeigen. Andere Bündnisse beginnen 
sich zu sammeln. In dieser Situation legen Sie 
einen Antrag vor, in dem Sie allen Ernstes vor-
schlagen, eine Vermögensteuer mit einem 
Steuersatz von 5 Prozent einzuführen. Aber 
damit nicht genug: Zusammen mit Ihrem Ein-
kommensteuerkonzept müssen Millionäre siche-
re Durchschnittsrenditen von nicht 5 Prozent, 
nein, von 11 Prozent erzielen, um die Steuern 
zahlen zu können und bei plus/minus null he-
rauszukommen. Das heißt, jeder Anleger macht 
mit seiner Vermögensanlage im besten Fall kei-
nen Verlust. Im Normalfall zahlt er, egal bei wel-
cher Anlage, drauf. Das freut natürlich jeden 
Schwundgeldtheoretiker. 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der SPD) 

Aber ich frage Sie allen Ernstes: Was soll der 
Quatsch? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD) 

Sie müssten wissen, dass Vermögen seinen 
Marktwert verliert, wenn keine Erträge erwirt-
schaftet werden. Bei einer Vermögensteuer von 
5 Prozent wäre der Preisverfall bei Aktien, Häu-
sern, Unternehmen und Betriebsvermögen gi-
gantisch. Ein Verfall von mindestens 80 Prozent 
ist nicht unrealistisch. Das würde, ehrlich ge-
sagt, nicht nur die Börsenspekulanten sehr ner-
vös machen. 

Mein Problem ist: Mit solchen steuerpoliti-
schen Konzepten schaden Sie nicht nur sich 
und Ihrer politischen Glaubwürdigkeit – das 
kann mir herzlich egal sein –, sondern Sie dis-
kreditieren damit die gesamte Idee einer Ver-
mögensteuer oder Vermögensabgabe. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Sie stellen sich damit schlichtweg außerhalb 
einer jeden ernsthaften Debatte um das Wie ei-
ner stärkeren Besteuerung nach wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit. Mit diesem Antrag erweisen 
Sie deshalb sich, aber vor allem der Sache, ei-
nem Mehr an sozialer Gerechtigkeit, einen Bä-
rendienst. Deswegen fordere ich Sie ernsthaft 
auf: Ziehen Sie den Antrag zurück! Fangen Sie 
noch einmal neu an! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU) 



Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort zu einer Kurzintervention hat die 

Kollegin Dr. Höll. 

Dr. Barbara Höll (DIE LINKE): 
Danke, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Kol-

legin Paus, ich finde es ein bisschen bedauer-
lich, dass Sie in der Auseinandersetzung versu-
chen, unseren Antrag als unernst zu bezeich-
nen. Wir können festhalten, dass wir als Linke 
seit Jahren dafür kämpfen, wieder eine Vermö-
gensbesteuerung einzuführen. Sie, die SPD 
und die Grünen, waren die ganze Zeit absolut 
nicht dafür. Es freut mich, dass Sie inzwischen 
dazugelernt haben und das Thema wieder an-
gehen wollen. 

Wir können uns gerne über die Höhe streiten. 
Wir haben jetzt 5 Prozent vorgelegt. Man kann 
darüber streiten. Sie können auch 1 Prozent o-
der 2 Prozent vorschlagen. Aber das ist eine 
andere Frage. Ich denke, es sollte politisch dar-
um gehen, zu zeigen, dass die Vermögen be-
steuert werden müssen. 

Es wird auch nicht alles wegbesteuert. Wir 
haben einen Freibetrag von 1 Million Euro vor-
geschlagen. Sie wissen selbst, dass es riesige 
Unterschiede gibt. Es geht um Privatvermögen, 
Herr Gutting und Herr Wissing. Das haben Sie 
vorhin nicht ganz richtig mitbekommen. Wer 
großes Vermögen hat, kann hier oftmals ganz 
andere Renditen erwirtschaften. 

Ich persönlich finde es bei einem Freibetrag 
von 1 Million Euro nicht sakrosankt – das ist 
damals selbst in dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts nicht einheitlich abgelehnt worden 
–, wenn man mit einer Besteuerung zu einer 
Umverteilung kommen will und vielleicht auch 
ein kleines bisschen an die Substanz herangeht. 
Darüber sollte man tatsächlich nachdenken. Aus 
welchen Gründen sollen riesige Vermögen so 
aufgehäuft bleiben und als sakrosankt erklärt 
werden? 

Hier ist über die Leistungsträger gesprochen 
worden. Dazu möchte ich sagen: Erstens haben 
wir eine Verschiebung. Über 50 Prozent der 
Steuern, die eingenommen werden, kommen 
aus der indirekten Besteuerung. Jede Hartz-IV-
Bezieherin und jede alleinerziehende Mutter, die 
für ihr Kind einkauft, muss indirekte Steuern 
zahlen. Das heißt, alle zahlen einen großen Bei-
trag. Auch alle, die leider keine Arbeit haben o-
der so niedrig bezahlt werden, dass sie Sozial-
leistungen beziehen müssen, zahlen Steuern. 
Sie zahlen nämlich Verbrauchsteuern. Das 
muss man vorneweg stellen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Wissing, ich verlange, dass Sie den An-
trag richtig lesen. Wir haben darin aufgenom-
men, was wir in der letzten Legislaturperiode ge-

fordert haben, nämlich die Streichung des Wai-
gel-Bauches, den die schwarz-gelbe Koalition 
eingeführt hat. 

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: Sie ha-
ben doch keine fünf Minuten Redezeit!) 

Ein linear-progressiver Tarif bedeutet eine Ent-
lastung der mittleren Einkommensgruppen. Wir 
entlasten bis zu einem zu versteuernden Ein-
kommen von über 70 245 Euro. Wir gehen mit 
unserer Verschiebung nämlich auch auf die kal-
te Progression ein. 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Frau Kollegin, ich darf Sie unterbrechen. Die 

Redezeit für die Kurzintervention beträgt nur drei 
Minuten. 

Dr. Barbara Höll (DIE LINKE): 
Das ist eine ordentliche Politik für die Bezie-

her mittlerer Einkommen. Das können Sie nicht 
einfach beiseitewischen. Wenn Sie das Gegen-
teil behaupten, ist das die Unwahrheit. 

Danke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Zur Erwiderung, Frau Paus. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Dr. Höll, ich will mit Ihnen darüber disku-

tieren, wie Umverteilung gehen kann, allerdings 
anhand von machbaren Konzepten. Deswegen 
ärgert mich Ihr jetziger Vorschlag. Darüber ha-
ben wir schon im Februar dieses Jahres gere-
det. Selbst wenn Ihr versammelter Sachverstand 
es vorher nicht bemerkt hat, sollten Sie spätes-
tens nach der Debatte über die von Ihnen vor-
geschlagene Millionärsteuer im Februar eigent-
lich in sich gegangen sein. Sie selber rühmen 
sich mit Ihrem Sachverstand. Die Linksfraktion 
hat einen Chefvolkswirt, Herrn Schlecht. Die 
Linksfraktion hat in ihren Reihen einen emeritier-
ten Professor der Volkswirtschaftslehre, Herrn 
Dr. Schui. Die Linksfraktion hat einen promovier-
ten Volkswirt, der gerade neben Ihnen sitzt, 
Herrn Dr.  Axel Troost. Dieser versammelte 
Sachverstand kommt zu dem unsinnigen Ergeb-
nis, dass eine Vermögensteuer in Höhe von 
5 Prozent ein Aufkommen in Höhe von 
80 Milliarden Euro bringen soll. Wenn ein sol-
cher Unsinn erzählt wird, dann ist irgendwann – 
es tut mir leid – die Grenze der Diskussionsfä-
higkeit erreicht. 

Ich möchte mit Ihnen darüber reden, wie wir 
Deutschland tatsächlich sozial gerechter gestal-
ten können, aber anhand von machbaren Vor-
schlägen. Ich möchte mich mit den unsinnigen 
Vorschlägen der schwarz-gelben Koalition aus-
einandersetzen. Aber Sie leisten uns einen Bä-



rendienst und spielen der Koalition in die Hände, 
weil Sie Vorschläge machen, die nicht funktio-
nieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Das nutzt niemandem. Deswegen habe ich hier 
die Gelegenheit ergriffen, zu sagen: Kehren Sie 
zu einer vernünftigen Grundlage zurück, auf der 
man diskutieren kann! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nun hat das Wort der Kollege Dr. Frank Stef-

fel für die CDU/CSU-Fraktion. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dr. Frank Steffel (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Vielleicht sollte die Opposition ihre Bewer-
tung und Kritik noch einmal untereinander klä-
ren. Normalerweise sollten Opposition und Re-
gierung hier miteinander ringen. 
(Nicolette Kressl [SPD]: Was ist das für ein 

Parlamentsverständnis?) 
Ich will auf einen Punkt hinweisen – ich habe 

der Debatte sehr intensiv gelauscht –, der mir 
auffällt. Ich habe den Eindruck, dass sich vier 
Fraktionen sehr ernsthaft bemühen, im Detail 
darum zu ringen, welches der richtige Weg hin 
zu sozialer Gerechtigkeit ist, welche die richtige 
Verteilung der Lasten ist – das betrifft letztend-
lich rund 82 Millionen Deutsche –, die dazu bei-
trägt, dass die Politik ihrem Auftrag, soziale Ge-
rechtigkeit herzustellen – Starke müssen ge-
fordert und Schwache gefördert werden –, 
nachkommen kann. Keiner von uns hat heute 
die Lösung für die nächsten zehn Jahre. Die 
Welt verändert sich. Wir müssen uns anpassen. 
Deutschland muss sich anpassen. Die Politik 
muss sich anpassen. Europa muss sich auf 
neue Herausforderungen einstellen. Deswegen 
ist die Debatte zwischen den vier genannten 
Fraktionen aus meiner Sicht zielführend und 
richtig. 

Es lässt uns alle nicht kalt, wenn wir wissen, 
dass die Schere zwischen Arm und Reich in 
Deutschland – übrigens am stärksten unter Rot-
Grün – immer weiter auseinandergeht. Es lässt 
uns doch nicht kalt, wenn wir wissen, dass Al-
leinerziehende mit geringem Einkommen es in 
diesem Land verdammt schwer haben, ihren 
Kindern einen Lebensweg, einen Berufsweg und 
eine Perspektive zu eröffnen. Es lässt uns doch 
nicht kalt, wenn wir wissen, dass 58-, 59- und 
60-jährige Menschen unverschuldet ihren Job 
verlieren und dann am Rand der Gesellschaft, 

am Rand des sozial Zumutbaren in diesem Land 
leben müssen. Wir alle gemeinsam sind mit der 
Beantwortung der Frage befasst, was wir tun 
können. Woher können wir Geld nehmen, das 
wir dringend brauchen, wohlwissend, dass 
Schulden zulasten der nächsten Generation 
nicht die richtige und verantwortungsvolle Ant-
wort sein können? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Im Übrigen haben Sie intensiv gegen die Einfüh-
rung der Schuldenbremse gearbeitet; das sei 
nur erwähnt. 

Ich gebe Ihnen recht, Frau Höll. Sie haben 
gesagt – ich fand diesen Satz ein Stück weit ent-
larvend; Sie fanden ihn wahrscheinlich ehrlich –: 
Es gibt eine Alternative. – Ja, den Eindruck habe 
ich auch. Es gibt vier Parteien, die um die Aus-
gestaltung des Erfolgsmodells soziale Markt-
wirtschaft ringen. Es gibt eine Partei, die eine 
Alternative hat. Sie haben eine Alternative, die 
mit der heutigen sozialen Marktwirtschaft nichts 
zu tun hat. Sie wollen Sozialismus. Sie wollen 
Kommunismus. Ich werfe Ihnen das nicht vor; 
das ist völlig legitim. 
(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Den Un-

terschied kennen Sie gar nicht!) 
Dafür werden Sie gewählt. Das ist Ihre Alternati-
ve. Ich sage Ihnen: Erstens. Diese Alternative ist 
gescheitert. Sie ist nicht nur in Deutschland, 
sondern in der ganzen Welt gescheitert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zweitens. Wir wollen diese Alternative nicht. 
Auch das gehört zur Wahrheit. Wir haben eine 
andere Vorstellung von dieser Gesellschaft. 

Man könnte es sich sehr leicht machen. Ich 
habe den letzten Wahlkampf aufmerksam ver-
folgt. Die Linke hat damals an der einen Laterne 
plakatiert – Sie erinnern sich vielleicht –: „Reich-
tum für alle“. An der nächsten Laterne hing ein 
Plakat: „Reichtum besteuern“. Ja, meine Damen 
und Herren, das heißt im Ergebnis höhere Steu-
ern für alle. 

(Zuruf von der LINKEN) 

Es disqualifiziert Sie und zeigt, worum es Ihnen 
wirklich geht. Zumindest hat es mit seriöser Poli-
tik überhaupt nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich halte es 
auch mit den Fakten. Es ist eine wichtige und 
eine schwierige Debatte, und ich habe den Ein-
druck, dass zumindest zum Teil ein falsches Bild 
von diesem Land gezeichnet und damit ein fal-
scher Eindruck erweckt wird. Ich weiß auch, 
Frau Kressl, dass Lohn- und Einkommensteuer 
nicht alles sind; das ist völlig klar. Wir haben Un-
ternehmensteuern, sowohl bei Körperschaften 



als natürlich auch bei Privatunternehmen, die 
übrigens sehr massiv dazu beitragen, dass in 
diesem Land und gerade in den Kommunen er-
hebliche Steuermittel zur Verfügung stehen. Au-
ßerdem gibt es in Deutschland Erbschaftsteu-
ern. Das ist eine ganz schwierige Debatte; wir 
alle kennen aus unseren Wahlkreisen, aus dem 
familiären Umfeld das Argument, das sei ja alles 
schon einmal versteuert, man habe es gespart 
und müsse jetzt noch einmal Steuern bezahlen. 
Das sind ganz schwierige Themen. 

Aber lassen Sie uns bei Lohn- und Einkom-
mensteuern bleiben. Dazu nenne ich noch ein-
mal drei, vier Zahlen, auch für unsere zumeist 
jungen Zuschauer. Meine Damen und Herren, 
10 Prozent der Steuerpflichtigen in Deutschland 
schultern 55 Prozent unserer Lohn- und Ein-
kommensteuern. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Na und?) 

Diese Zahl müssen wir einfach einmal ganz 
nüchtern zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Ich nenne in diesem Zusammenhang die zweite 
Zahl: 50 Prozent der Steuerpflichtigen – das 
sind übrigens auch fleißige Menschen, die in 
diesem Land jeden Morgen aufstehen und arbei-
ten – zahlen nur 5 Prozent der Lohn- und Ein-
kommensteuern in Deutschland. Die Hälfte der 
Menschen trägt also nur mit 5 Prozent bei. Wer 
jetzt den Eindruck erweckt, das wäre ein un-
gerechtes Steuersystem, der streut den Men-
schen bewusst Sand in die Augen. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Weil sie so wenig verdienen!) 

Ich will einen zweiten Punkt nennen. Durch 
die Entscheidung dieser schwarz-gelben Koaliti-
on ist seit diesem Jahr der Grundfreibetrag für 
Kinder auf 7 000 Euro erhöht, und gleichzeitig 
können Krankenversicherungsbeiträge abge-
setzt werden. 

Meine Damen und Herren, das bedeutet, 
dass eine Familie mit zwei Erwachsenen und 
zwei Kindern in Deutschland bis zu 
36 000 Euro Jahreseinkommen keinen Cent 
Steuern mehr bezahlt. Auch das ist eine ganz 
soziale und gerechte Politik. Man könnte sagen, 
gerechter und sozialer geht es zumindest für 
diesen Teil der Gesellschaft schon überhaupt 
nicht mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege Steffel, der Herr Kollege Troost 

würde gern eine Zwischenfrage stellen. 

Dr. Frank Steffel (CDU/CSU): 

Nein. – Wir haben weitere Fakten, die span-
nend sind. Was ist der Spitzensteuersatz? Ich 
will Ihnen auch das kurz vortragen. Diesen 
Steuersatz hat übrigens Rot-Grün gesenkt. Als 
Rot-Grün 1998 antrat, betrug der Spitzensteuer-
satz 53 Prozent, übrigens primär, um nach der 
deutschen Einheit die Lasten Ihrer SED-
Erbschaft zu bewältigen, um das auch einmal 
klar zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Spitzensteuersatz wurde von Rot-Grün von 
53 Prozent bis 2005 auf 42 Prozent gesenkt. Ich 
sage auch das nur zur Versachlichung der De-
batte. 

Er liegt heute bei 42 Prozent. Wir haben 
3 Prozent Reichensteuer, wir haben 5,5 Prozent 
Soli. Das sind 47,48 Prozent. Hinzu kommt – 
dies möchte ich auch einmal erwähnen –, dass 
55 Millionen Deutsche Mitglied einer Kirche sind. 
61,3 Prozent der Steuerzahler oder fast 25 Milli-
onen Deutsche zahlen zusätzlich 9 Prozent Kir-
chensteuer, die übrigens vielfach auch für sehr 
sinnvolle soziale Dinge eingesetzt wird. Das 
heißt im Ergebnis: 51 Prozent ist der Spit-
zensteuersatz für diese Menschen. Oder um es 
umzudrehen: Von jedem Euro, den man ver-
dient, wird die Hälfte weggesteuert. Auch das 
gehört zur Wahrheit in diesem Land. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Das ist doch 
Blödsinn!) 

Ich will Ihnen noch eine Zahl nennen. Sie re-
den von Millionären. Jetzt sage ich einmal für 
unsere jungen Zuschauer, wovon wir eigentlich 
reden. 2002 gab es in Deutschland 
9 462 Menschen, die mehr als eine Million ver-
dient haben. 2003 gab es 8 509 und 2004 gab 
es 9 524 Menschen, die in Deutschland mehr 
als eine Million verdient haben. Ich will gar nicht 
beurteilen, ob sie zu viel verdienen oder zu we-
nig oder ob es gerade recht ist. Ich sage nur ei-
nes: Selbst wenn Sie diese Menschen brutal 
enteigneten, trüge das zur Gerechtigkeit und 
zum Sozialstaat überhaupt nichts bei. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass diese Menschen eher unser 
Land verlassen und in die Schweiz oder in ande-
re Länder gehen, halte ich für größer. Deshalb 
ist auch hier Sachlichkeit in der Debatte hilfreich 
und nicht Polemik gegen vermeintliche Millionä-
re. 

Ich will Ihnen auch einen zweiten Punkt nen-
nen, indirekte Steuern. Meine Damen und Her-
ren, was gibt es Gerechteres, als Folgendes zu 
sagen: Für die Waren des täglichen Bedarfs, 
insbesondere Lebensmittel, zahlt man in diesem 
Land etwa ein Drittel der Mehrwertsteuer, näm-
lich 7 Prozent, der 19 Prozent, die man ansons-
ten für alle anderen Dinge bezahlt. Auch hier 
haben wir in den letzten Jahren immer darauf 
geachtet, dass diese 7 Prozent nicht erhöht 



wurden. Egal was wir mit der Mehrwertsteuer 
tun, ist völlig klar, dass Lebensmittel – das be-
trifft gerade Menschen in Deutschland, die we-
nig Geld haben – weiterhin nur mit 7 Prozent 
besteuert werden. Auch das ist ein Teil einer so-
zial verantwortungsvollen und gerechten Politik. 

Ich will noch einmal darauf hinweisen, dass 
von den Steuern, über die wir hier alle reden 
und streiten, im Bundeshaushalt 56 Prozent für 
Soziales aufgewandt werden. Mehr als die Hälf-
te der Steuereinnahmen der Bundesrepublik 
Deutschland wird für Sozialtransfers, wird für die 
Unterstützung von Menschen aufgewandt, die 
unser aller Unterstützung bedürfen und die wir 
ihnen übrigens alle gerne geben. 

Da ich gerade über das Erfolgsmodell soziale 
Marktwirtschaft rede: Lassen Sie mich mit einem 
Gedanken von Ludwig Erhard enden. Ludwig 
Erhard hat, wie ich finde, zu Recht darauf hin-
gewiesen, dass am Ende des Versorgungsstaa-
tes der soziale Untertan steht und nicht der ei-
genverantwortliche Bürger. Ich glaube, wir tun 
nach über 60 Jahren Erfolgsgeschichte der 
Bundesrepublik Deutschland gut daran, unseren 
Bürgern Freiheit zuzutrauen, ihnen aber durch 
das Modell der sozialen Marktwirtschaft Sicher-
heit zu geben und sie nicht durch permanente 
Umverteilung zu sozialen Untertanen zu ma-
chen, was erstens Leistung und Leistungsbe-
reitschaft hemmt und zweitens nach meiner Ein-
schätzung dieses Land im weltweiten Wettbe-
werb zurückwirft und nicht voranbringt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort zu einer Kurzintervention erteile ich 

dem Kollegen Troost. 

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): 
Ich fasse mich kurz. Es geht in der Tat um 

Statistik. Ich fordere alle auf, die das interessiert, 
sich auf meiner Internetseite einfach einmal die 
entsprechenden Tabellen anzuschauen. Es ist 
zwar immer schön, zu sagen: „Soundso viel 
Prozent bringen soundso viel Prozent der Steu-
ereinnahmen“; aber man muss auch einmal zur 
Kenntnis nehmen, wie die Vermögens- und Ein-
kommenskonzentration in diesem Land ist. 
Wenn diejenigen 10 Prozent der Bevölkerung, 
die für 50 Prozent des Steueraufkommens sor-
gen, über 60 Prozent des gesamten Vermögens 
haben, dann ist das, was wir wollen, eben keine 
riesige Umverteilung, sondern nur gerecht. Man 
kann also nicht immer nur bestimmte Zahlen 
nennen, sondern man muss auch sagen, wie 
Vermögen und Einkommen in der Bundesrepu-
blik verteilt sind. Da sieht man eben eine ganz 

starke Konzentration. Das Ganze ist eine Frage 
der Empirie, und die sollte man sich einfach 
einmal genau anschauen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Petra Hinz 

für die SPD-Fraktion. 
(Beifall bei der SPD) 

Petra Hinz (Essen) (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Es ist ein Armutszeugnis – das muss ich 
in der Tat so sagen –, dass hier von der Regie-
rungskoalition immer wieder deutlich gemacht 
wird, dass sich Leistung lohnen muss. 

(Dr. Volker Wissing [FDP]: Davon ha-
ben wir ja gesprochen! Das sollten Sie 
nicht übersehen!) 

– Herr Wissing, melden Sie sich. 

(Lars Lindemann [FDP]: Ja, Frau Lehrerin!) 
Ansonsten ist es für alle anderen schwierig, 
nachzuvollziehen, was Sie sagen. Die Zeit zur 
Beantwortung einer Zwischenfrage nehme ich 
mir gerne. – In der Tat müssen Menschen, die 
den ganzen Tag arbeiten und von dem, was sie 
durch ihre Arbeit erhalten, letzten Endes nicht 
leben können, ihre Familie nicht ernähren kön-
nen, anschließend aufstocken. Diesen Men-
schen sagen Sie bitte noch einmal, und zwar 
vis-à-vis, also ins Gesicht: Leistung muss sich 
lohnen. 

(Dr. Volker Wissing [FDP]: Im Steuer-
recht, Frau Kollegin! Darüber haben wir 
ja gesprochen!) 

Auch wenn ich nicht weiß, ob es parlamenta-
risch ist oder nicht, traue ich mich einfach, zu 
sagen: Ich finde es menschenverachtend. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – 
Dr. Volker Wissing [FDP]: Und ich finde 
es ungerecht!) 

Im Rahmen der Finanz- und Wirtschaftskrise 
gab es hier Situationen, in denen ich in der Tat 
den Eindruck gewinnen konnte, dass wir ge-
meinsam über alle Fraktionen hinweg die Krise 
bewältigen wollen, dass wir hier gemeinsam er-
kannt haben, was die Krise unter anderem ver-
ursacht hat. Wir können sicherlich nicht alle 
Punkte der Krise im Einzelnen beschreiben und 
national bewältigen. Ich hatte schon den Ein-
druck, dass alle Fraktionen hier mit der Wirt-
schafts- und Finanzkrise fertig werden wollten. 
Doch was jetzt nach der Bundestagswahl hier 
von der Regierung – zu einem gewissen Zeit-
punkt hatte ich das Gefühl, es handele sich teil-
weise um einen Selbstfindungsklub – auf den 
Weg gebracht worden ist, war, muss ich sagen, 

 



alles andere als steuerfreundlich für die Men-
schen, obwohl Sie unbedingt für die Leistungs-
träger Politik machen wollen. 

Ich möchte das ganz gerne einmal herunter-
brechen auf die kommunale Ebene. All das, 
was auf EU-Ebene oder auf dieser Ebene be-
schlossen wird, hat letzten Endes Konsequen-
zen auf der kommunalen Ebene. Frau von der 
Leyen hat uns noch vor kurzem hier im Rahmen 
der Haushaltsdebatte mitgeteilt, wie sozial sie 
eingestellt ist; es müsse ein Bildungsgutschein 
eingeführt werden; die Kinder brauchten einen 
Gutschein dafür, dass sie in Sportvereine und 
woandershin gehen können. 

(Dr. Volker Wissing [FDP]: Sie finden das 
wahrscheinlich schlecht!) 

Aber wissen Sie, warum die Kommunen in die-
ser Finanzsituation stecken? 

(Dr. Volker Wissing [FDP]: Weil Sie sich der 
kommunalen Finanzreform verweigert haben!) 

Sie haben im Rahmen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise jetzt noch einen draufgesetzt und 
mit den ganzen Beschlüssen, die Sie hier ge-
fasst haben – Klientelpolitik und Geschenke –, 
den Kommunen in dieser schwierigen Situation 
noch zusätzlich Finanzkraft entzogen. Weil alles 
so schön ist, müssen jetzt diejenigen, die am 
wenigsten haben, aufgrund der neuerlichen Ab-
gaben- und Gebührensteigerungen noch mehr 
zahlen. Das ist das Ende vom Lied. 

Auch hier bemühe ich gar nicht meine Statis-
tiken oder Erfahrungen aus meiner Kommune, 
sondern dafür gibt es offizielle Zahlen, die jetzt 
schon deutlich machen, dass 46 Prozent der 
Kommunen in Deutschland darüber nachden-
ken, ihren Grundsteuerhebesatz zu erhöhen, um 
eine einigermaßen erträgliche Einnahmesituati-
on vorzufinden. Wenn Sie über Abgaben keine 
ausreichenden Einnahmen erreichen, werden 
sie ihre Gebühren für Bibliotheken, Kultureinrich-
tungen wie Theater und sonstige Bereiche erhö-
hen, die von Frau von der Leyen ach so sozial 
gefördert werden sollen. Sie geht ja förmlich in 
der Aufgabe auf, dass all unsere Kinder eine 
Bildungschance haben. Ich muss Ihnen sagen: 
Das ist heuchlerisch, weil Sie auf der einen Sei-
te den Kommunen und damit den Menschen vor 
Ort die Gelder nehmen und auf der anderen Sei-
te so tun, als gäben Sie ihnen ganz generös, 
ganz großzügig Gelder zurück. Das sind dann 
diejenigen, von denen Sie sagen, es seien keine 
Leistungsträger, sondern Menschen, die alimen-
tiert würden. 

Sie hätten in den zurückliegenden Monaten, 
seitdem Sie die Verantwortung haben oder we-
nigstens hätten übernehmen sollen – Sie sollen 
endlich einmal dazu stehen, dass Sie Verant-
wortung haben –, dazu beitragen können, dass 
die Kommunen entlastet werden. Aber nein, was 

machen Sie? Sie setzen eine Kommission ein, 
die letzten Endes keinen anderen Auftrag hat, 
als die Gewerbesteuer abzuschaffen. 

(Bernhard Kaster [CDU/CSU]: Das ist un-
wahr!) 

In der zurückliegenden Wahlperiode haben wir 
gemeinsam alle Gutachter gehört, die es zu die-
sem Thema überhaupt gibt, und dann festge-
stellt, dass es keine Alternative zur Gewerbe-
steuer gibt. 

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der 
CDU/ CSU: Wer hat denn damals die 
Gewerbe-steuerumlage erhöht?) 

Jetzt bin ich gespannt, was aus diesem gro-
ßen Überraschungspaket herauskommen wird; 
denn wir bekommen im Fachausschuss, dem 
Finanzausschuss, auf die Nachfrage, wie weit 
der Stand der Umsetzung sei, immer nur einen 
Brosamen hingelegt, ohne dass wir tatsächlich 
darauf reagieren könnten. Wir haben in der 
Großen Koalition dafür gesorgt, dass in unserem 
Land ordentlich mit der Finanz- und Wirtschafts-
krise umgegangen wurde. Nicht zuletzt war es 
unser Finanzminister Peer Steinbrück, der sehr 
intelligente Konzepte auf den Tisch gelegt hat, 
etwa das Konjunkturpaket, aber auch intelligente 
Konzepte, um die Kommunen zu entlasten. 

Das einzige, was in dieser Wahlperiode bei 
Ihrer Klientelpolitik herausgekommen ist, ist die 
Entlastung der Hoteliers. Außerdem haben Sie 
dazu beigetragen, dass die Kommunen weitere 
Steuerausfälle hinnehmen mussten. Auch im 
Bereich der Unternehmensteuern haben Sie 
entsprechende Kürzungen zulasten der Kom-
munen vorgenommen. Ihre Steuer- und Finanz-
politik ist absolute Klientelpolitik. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – 
Dr. Volker Wissing [FDP]: Zugunsten 
der Arbeitsplätze! Für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in Deutschland! 
– Dr. Daniel Volk [FDP]: Für Familien!) 

– Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 
Niedrig-lohnbereich, weil Sie sich doch standhaft 
weigern, einen Mindestlohn einzuführen. Sie 
sagen zwar immer, wir brauchten ihn nicht, weil 
Tarife eingehalten würden; aber wenn doch alles 
so klar ist, warum trauen Sie sich dann nicht, 
diesen Schritt mit uns zu gehen und einen Min-
destlohn einzuführen? Wissen Sie denn eigent-
lich, wie viele Steuern und Abgaben ein Allein-
stehender, der gerade einmal 8,50 Euro be-
kommt – das wäre gerade so eben ein Mindest-
lohn – zu leisten hat? Davon haben Sie gar kei-
ne Idee, weil Sie sich in ihn gar nicht hineinver-
setzen können. 

(Lars Lindemann [FDP]: Das ist moralinsau-
res Gequatsche!) 



Dieser Alleinstehende, der gerade einmal 
8,50 Euro verdient – es muss richtig heißen: er-
hält; er verdient eigentlich mehr –, zahlt 
270 Euro an Abgaben und 70 Euro an Steuern. 
Wenn wir über ein Konzept reden, dann gehören 
die Abgaben und Steuern dazu, um tatsächlich 
den Menschen helfen zu können. 

Zum Antrag der Linken muss ich Ihnen sagen 
– – 

(Dr. Volker Wissing [FDP]: Endlich!) 

– Damit Sie alle mitbekommen, was der Herr 
hier lächelnd gesagt hat: Endlich komme ich 
zum Antrag. – Wissen Sie mein lieber Kollege, 
wenn Sie so mit den Nöten der Menschen um-
gehen, dann wundert es mich auch nicht, dass 
Sie nicht nachvollziehen können, warum wir ei-
nen Mindestlohn brauchen. 

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: 
Jetzt kommt die Schallplatte!) 

Damit Menschen von ihrer Arbeit leben können! 
Über diese Menschen müssen wir uns unterhal-
ten 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der LINKEN) 

und nicht über die, die sehr viel Vermögen ha-
ben und für das Gemeinwohl etwas geben kön-
nen. Nur dann, wenn wir insgesamt das Ge-
meinwohl stärken, können wir alles das ange-
hen, was meine Kollegin schon sehr deutlich 
angesprochen hat: Bildung, Sicherheit vor sozia-
len Notlagen, öffentliche Infrastruktur. 

(Lars Lindemann [FDP]: Wenn man am Thema 
vorbeiredet, wird es auch nicht besser!) 

Zum Antrag der Linken ganz kurz. Auch ich 
muss sagen: Er ist leider ein Sammelsurium von 
vielen Punkten, über die man im Einzelnen re-
den müsste. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das ma-
chen wir doch! Das machen wir dann 
im Finanzausschuss!) 

Die eine oder andere Darlegung, die Sie im 
Rahmen Ihrer Statistik gemacht haben, ist für 
uns nicht ganz nachzuvollziehen. Insofern bin 
ich auf die Diskussion im Ausschuss gespannt. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN – Dr. Frank Stef-
fel [CDU/CSU]: Das war enttäuschend! 
Gut, dass die Frau Kressl auch geredet 
hat! – Bernhard Kaster [CDU/CSU]: 
Das war gar nichts!) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Für die FDP-Fraktion spricht nun der Kollege 

Dr. Daniel Volk. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Dr. Daniel Volk (FDP): 
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren Kollegen! Frau 
Hinz, ich fand es gerade sehr faszinierend, 

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Ja, wir auch!) 
dass Sie aufgezählt haben, was wir in den letz-
ten zwölf Monaten alles nicht gemacht haben, 

(Nicolette Kressl [SPD]: Falsch gemacht  
haben!) 

aus Ihrer Sicht aber hätten machen müssen. 
(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Das musste 

einmal gesagt werden!) 
Sie hatten elf Jahre Zeit, um all das, was Sie 
hier als Wunschkalender aufgeblättert haben, in 
Regierungsverantwortung umzusetzen. Ange-
sichts dessen war Ihr Beitrag in diesem Hause 
ein großes Armutszeugnis. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU – Ingrid Arndt-
Brauer [SPD]: Wir durften ja nicht allein 
regieren!) 

– Wenn Sie darauf verweisen, dass Sie nicht al-
lein regieren durften, kann ich Ihnen nur emp-
fehlen: Schauen Sie sich einmal an, wie wir in 
der christlich-liberalen Koalition in bester Part-
nerschaft Regierungspolitik zum Wohle unseres 
Landes gestalten, 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU – Lachen bei 
der SPD – Dr. Thomas Gambke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das se-
hen die Bürger auch so! – Nicolette 
Kressl [SPD]: Die CDU klatscht nur 
nach Aufforderung!) 

im Gegensatz zu der Finanzpolitik Ihrer SPD-
Finanzminster – einer ist jetzt bei der Linkspar-
tei; das ist so –, gerade im Bereich der Kommu-
nalfinanzen. 

Sie beklagen jetzt, dass die Kommunen zu 
wenig Einnahmen hätten, zu wenig Finanzmittel 
zur Verfügung hätten. 

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Sie haben 
denen doch was weggenommen und 
wollen denen noch mehr wegnehmen!) 

Diese Situation war bereits im Jahre 2009 gege-
ben, und das war ja wohl noch zur Zeit Ihrer Re-
gierungsverantwortung. 

(Nicolette Kressl [SPD]: Wir haben die 
Zurechnungen nicht gestrichen wie Sie! 
– Petra Hinz [Essen] [SPD]: Und die 
Kosten der Unterkunft? Wer hat das 
denn beschlossen?) 



Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, 
dass die Übertragung von Aufgaben an die 
Kommunen, ohne ihnen gleichzeitig die notwen-
digen finanziellen Mittel zur Verfügung zu stel-
len, ein sehr beliebtes Projekt der damaligen rot-
grünen Bundesregierung war. Das müssen Sie 
der Ehrlichkeit halber auch einmal erwähnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und 
der CDU/CSU – Nicolette Kressl [SPD]: 
Haben Sie jetzt auch was Eigenes zu 
sagen?) 

Ich fand die bisherige Debatte sehr faszinie-
rend. Es hat sich gezeigt, was eine rot-grüne 
oder rot-grün-rote Regierung in diesem Land 
machen würde. 

(Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Sozial ge-
rechte Politik hoffentlich!) 

Frau Kressl hat uns dargelegt 

(Dr. h. c. Hans Michelbach [CDU/CSU]: 
Pastoral!) 

– pastoral –, man müsse sich zunächst Gedan-
ken darüber machen, wie viel Geld der Staat 
brauche, 
(Nicolette Kressl [SPD]: „Die Menschen“ habe ich 

gesagt! Keine Verunglimpfung!) 

erst danach müsse man überlegen, wie hoch die 
Steuerbelastung sein müsse. 
(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Sehr vernünf-

tig!) 
Ich kann dazu nur sagen: Jeder Bürger dieses 
Landes sollte bei einem solchen Ansatz Angst 
bekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und 
der CDU/CSU – Lachen der Abg. Nico-
lette Kressl [SPD] – Dr. h. c. Hans Mi-
chelbach [CDU/ CSU]: Die Staatswirt-
schaft lässt grüßen!) 

Sie haben in Nordrhein-Westfalen eine rot-
grüne Minderheitsregierung unter Duldung der 
Linkspartei. 

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Nur Ablen-
kung!) 

Das Erste, was diese rot-grüne Minderheitsre-
gierung unter Duldung der Linkspartei macht, ist, 
deutlich – ganz deutlich – in die Erhöhung der 
Neuverschuldung zu gehen. 
(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Um die Kommu-

nen zu entlasten!) 
Das ist keine seriöse Finanzpolitik. Sie würden 
Selbiges auf Bundesebene genauso machen. 
Sie würden wahrscheinlich das eine oder andere 
Lieblingsprojekt der Linkspartei finanzieren, da-
mit die Linkspartei Sie duldet. 

(Nicolette Kressl [SPD]: Wir überlegen auf 
jeden Fall nicht, was die Hotels brau-

chen!) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Das ist nicht unser 
Ansatzpunkt. 
(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Sie kümmern 

sich um die Hoteliers! Das wissen wir!) 

Unser Ansatzpunkt ist zunächst, sich zu über-
legen, wie eine Balance, ein vernünftiger Aus-
gleich 

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Zwischen Mö-
venpick und dem Rest!) 

zwischen den staatlichen Aufgaben und der 
Steuerlast der Bürger aussieht. 

(Dr. Thomas Gambke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Sie sollen nicht ü-
berlegen, sondern regieren!) 

Ich will einmal ganz klar sagen, was Sie ma-
chen würden. Sie haben ja die Maßnahmen ge-
nannt. 

Es würde eine Vermögensabgabe geben. 
Sie, Frau Paus, haben ja bestätigt, dass Sie ei-
ne Vermögensabgabe einführen wollen. 

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ist es!) 

Sie würden also auf die Vermögen zugreifen. Ich 
finde es übrigens sehr putzig, dass die Linkspar-
tei eine Vermögensteuer in Höhe von 5 Prozent 
will. Das würde dazu führen, dass diejenigen, 
die ihr Geld relativ sicher bzw. konservativ anle-
gen – Kollege Gutting hat es ausgeführt –, aus 
der Rendite gar nicht die Steuern bezahlen 
könnten. Sie würden damit die Vermögenden zu 
hochriskanten Spekulanten machen. 
(Dr. Frank Steffel [CDU/CSU]: Zu Auslands-

flüchtlingen!) 

Ihnen bliebe gar nichts anderes übrig. Das ist ja 
etwas, was Sie ansonsten bekämpfen und ver-
urteilen. 
(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 

CDU/CSU) 
Frau Kressl hat dann gesagt, was in einem 

anderen Bereich kommen würde, wenn es eine 
linke Mehrheit in diesem Land geben würde und 
diese an die Macht käme. Diese würde – Sie 
sagen das so schön – für eine Verstetigung der 
Gewerbesteuer sorgen. 

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

Aber was steckt hinter der Forderung nach einer 
Verstetigung der Gewerbesteuer? Eine massive 
Substanzbesteuerung. 



(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 
– Bernd Scheelen [SPD]: Totaler 
Schwachsinn! Keine Ahnung! – Nicolet-
te Kressl [SPD]: Sollen wir das jetzt 
ernst nehmen?) 

Damit gefährden Sie Arbeitsplätze. Damit ge-
fährden Sie Betriebe. Sie provozieren damit, 
dass Betriebe in Deutschland Arbeitsplätze ab-
bauen und ins Ausland ziehen. Nur so wäre für 
sie nämlich eine wirtschaftliche Betriebsführung 
überhaupt noch möglich. 

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: 
Sprechen Sie einmal mit den FDP-
Bürgermeistern! Die sehen das völlig 
anders als Sie! Die FDP ist da tief ge-
spalten!) 

Es ist also sehr interessant, was passieren 
würde, wenn eine linke Mehrheit in diesem Land 
die Macht übernehmen würde: Wir hätten eine 
Vermögensteuer, es gäbe eine Erhöhung des 
Spitzensteuersatzes, übrigens mit entsprechen-
den Folgen auch für die darunterliegenden Ein-
kommensklassen. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Nein, ge-
nau das Gegenteil! – Dr. Barbara Höll 
[DIE LINKE]: Das ist doch Blödsinn! – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Le-
sen Sie einmal den Antrag!) 

Über die Gewerbesteuer würde eine Substanz-
besteuerung vorgenommen. Im Übrigen gäbe es 
bei der Erbschaftsteuer vermutlich eine derar-
tige Verschärfung, dass Erben von solchen 
Kleinunternehmen, die innerhalb der Familie 
weitergegeben werden sollen, so stark zur Kas-
se gebeten werden, dass sie gezwungen wären, 
diese Unternehmen plattzumachen. 
(Zuruf von der FDP: Und die Mehrwertsteu-

er!) 

Das ist keine wirtschaftlich sinnvolle Politik. 
Was wirtschaftlich sinnvolle Politik ist, zeigt 

diese Bundesregierung. Schauen Sie sich die 
Arbeitsmarktdaten an. Dann sehen Sie, was 
wirtschaftlich sinnvolle Politik ist. Leistung muss 
sich wieder lohnen. Leistung kann erbracht wer-
den, wenn die Arbeitslosenzahlen sinken. Das 
ist der Kurs unserer christlich-liberalen Koalition. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 
– Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Das war 
jetzt keine Leistung! – Weiterer Zuruf 
von der SPD: Schwarz-Gelb in die Gift-
tonne, heißt das!) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nun hat das Wort der Kollege Dr. Thomas 

Gambke für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen. 

Dr. Thomas Gambke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Frau 
Paus hat es schon gesagt: Angesichts der 
Mehreinnahmen in Höhe von 179 Milliarden Eu-
ro, davon 40 Milliarden Euro von den Unterneh-
men, könnte man für Nichtbefassung plädieren 
und sagen: Wir reden nicht weiter darüber. Aber 
die Themen Steuergerechtigkeit und solide Fi-
nanzierung des Staates haben eine große Be-
deutung. Ich will deshalb zu zwei Punkten etwas 
sagen: Unternehmensteuern und Reform der 
ermäßigten Umsatzsteuersätze. 

Unter dem Gesichtspunkt der Steuergerech-
tigkeit ist es natürlich richtig, dass Unternehmen 
einen Beitrag zur öffentlichen Daseinsvorsorge, 
zur kommunalen Infrastruktur leisten. Eine Ver-
lagerung dieser Steuerlast von den Unterneh-
men auf die Bürgerinnen und Bürger ist inakzep-
tabel. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Unsere Kommunen stellen die Infrastruktur für 
die Unternehmen bereit. So ist es nur angemes-
sen und gerecht, wenn die Unternehmen auch 
an den Kosten beteiligt werden. Um nur zwei 
Beispiele zu nennen: Fachkräftemangel begeg-
net man mit besserer Bildung; diese muss finan-
ziert werden. Unternehmen brauchen schnelle 
Datennetze; auch diese müssen finanziert wer-
den. Es ist also ein Gebot der Steuergerechtig-
keit, Unternehmen an der Finanzierung der ent-
sprechenden Ausgaben zu beteiligen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie bei Abgeordneten der SPD 
– Dr. Daniel Volk [FDP]: Das bestreitet 
niemand!) 

– Hören Sie zu. 

So ist die Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage der Gewerbesteuer auf die freien Be-
rufe überfällig. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜND-
NIS-SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Daniel 
Volk [FDP]: Das ist eine reine Umver-
teilung!) 

Es ist nicht nachvollziehbar, dass ein Architekt 
für eine Statikberechnung keine Gewerbesteuer 
zahlt, aber ein Ingenieurbüro für dieselbe Leis-
tung gewerbesteuerpflichtig ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie bei Abgeordneten der SPD 
– Dr. Daniel Volk [FDP]: Das ist eine 
reine Umverteilung! Das wissen Sie, 
Herr Kollege!) 

– Herr Volk, natürlich muss die Anrechenbarkeit 
der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer 



berücksichtigt werden; natürlich ergibt sich da-
durch eine Verschiebung der Steuereinnahmen 
von Bund und Ländern zu den Kommunen. 

(Dr. Daniel Volk [FDP]: Ja, also!) 
Unter der Maßgabe der Aufkommensneutralität 
würde ein geringes Mehraufkommen vielleicht 
sogar Spielraum für eine Senkung der Gewer-
besteuer schaffen. Ich persönlich bin der Auf-
fassung, dass mit der Erweiterung auf die freien 
Berufe der Druck bei der Hinzurechnung ge-
nommen würde. 

Steuergerechtigkeit heißt, alle Gewerbetrei-
benden zur Finanzierung der kommunalen Infra-
struktur heranzuziehen und dabei auch die Leis-
tungsfähigkeit der Unternehmen zu berück-
sichtigen. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es geht um eine faire Belastung von Konzernen 
und kleinen Unternehmen. Es gibt Hinweise da-
rauf, dass zum Beispiel die Sparkassen und 
Genossenschaftsbanken einen größeren Anteil 
an der Gewerbe- und Körperschaftsteuer zahlen 
als die Geschäftsbanken. Auch bei den Unter-
nehmensteuern müssen wir auf einen fairen 
Ausgleich achten. Wir müssen die großen Kon-
zerne genauso heranziehen wie die kleinen Un-
ternehmen. Es muss ausgewogen sein; dort, wo 
es nicht ausgewogen ist, müssen wir Steuerge-
rechtigkeit herstellen. 
(Frank Schäffler [FDP]: Einfach, niedrig und 

gerecht!) 
Kommen wir zur Umsatzsteuer. Ich hätte 

vermutet, dass uns der ordnungspolitische Sün-
denfall der Koalition vor weiteren Maßnahmen 
bewahren würde. Denn wir wollen nicht weiter in 
das Gestrüpp der Ausnahmen, der verminderten 
Mehrwertsteuersätze, gehen. Man kann es fast 
als amüsant bezeichnen, dass sich die Fraktion 
der Linken hier zum Sprachrohr der Pharmalob-
by macht, 
(Nicolette Kressl [SPD]: Ja! – Ingrid Arndt-Brauer 

[SPD]: Das haben wir auch erwartet!) 

wenn es nicht solch eine fatale Fehleinschät-
zung wäre. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Das Gleiche gilt für die Forderung nach einer 
Ermäßigung bei Kinderartikeln. Nein, die Um-
satzsteuer ist nicht das geeignete Instrument, 
um zielgerichtet zu fördern und zu unterstützen; 
sie ist das falsche Instrument. Das wissen wir 
doch letztendlich aus der Diskussion um die Ho-
telbeglückungssteuer. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Nicolette Kressl [SPD]: Da 
müsste die FDP jetzt auch klatschen!) 

Wir Grüne schlagen eine sofortige Abschaf-
fung der rein branchenspezifischen und nicht 
ausreichend begründeten Ermäßigungen bei der 
Umsatzsteuer vor. Dazu zählen wir die Ermäßi-
gung auf Übernachtungen in den von Ihnen be-
glückten Hotels, die von der CSU durchgesetzte 
Ermäßigung für Skilifte sowie Ermäßigungen für 
Schnittblumen und Sportpferde. Durch eine Ab-
schaffung erzielen wir zusätzliche Steuerein-
nahmen von 3 bis 4 Milliarden Euro. Das wäre 
ein schneller, sofort zu re-alisierender Beitrag 
zur Steuergerechtigkeit und zur Stabilisierung 
der staatlichen Einnahmen. 
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege Gambke, gestatten Sie eine 

Zwischenfrage des Kollegen Lutze? 

Dr. Thomas Gambke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Gerne. 

Thomas Lutze (DIE LINKE): 
Herr Kollege, Sie haben schon einige Berei-

che aufgezählt, in denen Sie die Ermäßigung 
der Mehrwertsteuer aufheben wollen. Ist Ihnen 
klar, dass Sie damit auch den öffentlichen 
Nahverkehr treffen, bei dem zurzeit ein ermä-
ßigter Steuersatz erhoben wird? 

Dr. Thomas Gambke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Mir ist vollkommen klar, dass hier ein ermä-
ßigter Steuersatz erhoben wird. Wenn Sie mir 
noch etwas zuhören, werden Sie meine Aussa-
ge dazu hören. 

Herr Dautzenberg von der CDU/CSU zitiert 
richtig aus dem Beschluss der Bundestagsfrak-
tion der Grünen vom Juli dieses Jahres. Er sagt 
nämlich: Wir müssen Lebensmittel, den öffentli-
chen Nahverkehr und die Kultur bei der Strei-
chung von Mehrwertsteuerermäßigungen aus-
nehmen. 
(Kerstin Andreae [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Hört! Hört!) 
Natürlich müssen wir nach einem ersten 

Schritt der Abschaffung von Branchensubventi-
onen – Hotelbeglückung – die verbleibenden 
Abgrenzungsschwierigkeiten lösen. Sie können 
aber Herrn Finanzminister Schäuble davon lei-
der nicht überzeugen. Zudem verteidigt die CSU 
– so hört man – noch immer eifrig ihre Klientel-
geschenke. 

(Nicolette Kressl [SPD]: Der Herbst der Ent-
scheidungen!) 



Die Koalition drückt sich vor Reformen in diesem 
schwierigen Feld. 

Das gilt für die überfällige Reform der Mehr-
wertsteuersätze genauso wie für die staatliche 
Forschungsförderung. Angesichts der Kürzun-
gen im sozialen Bereich im Rahmen der Spar-
beschlüsse der Bundesregierung ist es schlicht 
ein Skandal, hier nicht weiterzumachen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Dr. Volker Wissing [FDP]: Wa-
rum soll denn die Forschungsförderung 
ein Beitrag zum Sparen sein?) 

Lassen Sie mich zum Schluss auf das eigent-
liche Anliegen der Linken zurückkommen. Ja, 
wir müssen um mehr Steuergerechtigkeit kämp-
fen. Ja, ein wichtiger Beitrag dazu kann sein, 
weniger Ausnahmen bei der Umsatzsteuer zu-
zulassen, ebenso eine Gewerbesteuer, die um 
die freien Berufe erweitert ist, und ein Unter-
nehmensteuerrecht, das kleine und mittlere Un-
ternehmen fördert und die Steuergestaltung der 
großen Konzerne verhindert. Das müssen wir 
umsetzen. 

Vielen Dank. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Der Kollege Dr. Hans Michelbach ist der 

nächste Redner für die CDU/CSU-Fraktion. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dr. h. c. Hans Michelbach (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Gysi wirft in diesen Tagen seiner Partei 
Selbstbeschäftigung vor. Er muss den vorlie-
genden Antrag gemeint haben. Interessant und 
bunt wird es, wenn sich die vereinigte Oppositi-
on darüber streitet, wer am besten Umvertei-
lungsorgien gestalten kann. 

(Dr. Daniel Volk [FDP]: So ist es!) 

Wir sollten dabei nicht mitmachen. Der einzige 
Vorteil dieses Antrages ist, dass wir über die 
Zukunftsfähigkeit der Finanz-, Steuer- und Wirt-
schaftspolitik debattieren können. 

Ich sage frank und frei – das möchte ich für 
die Unionsfraktion festhalten –: Die CDU/CSU-
Fraktion möchte nach wie vor eine aktive Steu-
erpolitik betreiben, um den gezielten Konsolidie-
rungs- und Wachstumskurs zur Krisenbekämp-
fung erfolgreich zu gestalten. Dazu gehört für 
uns prioritär zunächst einmal eine Verbesse-
rung unseres Steuersystems durch eine um-
fassende Steuervereinfachung. Wir werden im 
Januar des kommenden Jahres hierzu einen 
konkreten Vorschlag unterbreiten. Die Arbeiten 
dafür sind von vielen, auch von der Kollegin 

Tillmann und unserer Arbeitsgruppe, intensiv 
vorbereitet worden. 

Wir wollen eine neue ordnungspolitische Linie 
im Steuersystem, sowohl bei der Mehrwertsteu-
er als auch bei der Einkommensteuer erreichen, 
Herr Gambke. Wir werden eine Kommission ein-
setzen. 

(Dr. Thomas Gambke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Der Finanzminister 
sagt etwas anderes!) 

Wir werden die Abgrenzungen und die neuen 
Weichenstellungen mit einer Mehrwertsteuerre-
form bei den ermäßigten Mehrwertsteuersätzen 
vornehmen. Wir werden die Mehrwertsteuerre-
form zügig angehen und nicht auf die lange 
Bank schieben, weil die momentane Situation 
nicht so bleiben kann. Nun zu sagen: „Es waren 
die Wünsche der einzelnen Fraktionen, die zu 
den schwierigen Abgrenzungen geführt haben“, 
ist falsch. Ich kann mich an die lange, intensive 
Diskussion mit der Kollegin Scheel über Schnitt-
blumen noch sehr gut erinnern. Sie müssen be-
achten, wer zu welchem Sachverhalt beigetra-
gen hat. 

Wenn der ermäßigte Mehrwertsteuersatz 
künftig auf den Bereich der Daseinsvorsorge – 
Lebensmittel und kulturelle Leistungen; auch 
den öffentlichen Personennahverkehr halte ich 
für wichtig – beschränkt werden würde, könnten 
wir dadurch erzielte Einsparungen verwenden, 
um die kleinen und mittleren Einkommen in Ver-
bindung mit einer Steuervereinfachung zu ent-
lasten. Wir müssen auf ein Volumen in Höhe 
von etwa 5 Milliarden Euro kommen, um die un-
teren und mittleren Einkommen, insbesondere 
was den Mittelstandsbauch anbelangt, zu ent-
lasten. Das muss unser Ziel sein. Ohne einen 
Leistungsanreiz werden wir nicht die Wachs-
tumsziele erreichen, die wir erreichen wollen. Es 
muss unser Ziel sein, unser Konzept konzent-
riert voranzubringen, und das werden wir auch 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben mit dem Haushaltsbegleitgesetz 
unser Vorhaben in ein Konzept eingebunden. Es 
geht nicht ohne Ausgabenreduzierungen. Man 
kann die Überschuldung nicht nur über die Ein-
nahmeseite bekämpfen. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Aber auch!) 
Auch die Haushaltskonsolidierung durch Ausga-
benreduzierung gehört dazu. Deswegen wollen 
wir auf beiden Seiten etwas tun. Bei den Ver-
brauchsteuern haben wir dort eine Erhöhung 
vorgesehen, wo wir es für sinnvoll und notwen-
dig erachten, aber wir wollen keine Ertragsteu-
ererhöhungen, weil letzten Endes dadurch die 
Grundsätze für die Zukunftsgestaltung, die Ei-
genkapitalbildung sowie die Konsummöglichkeit 



gestaltet werden. Es wäre absolut kontraproduk-
tiv, wenn wir in diesem Bereich etwas tun wür-
den. 

Wir haben bereits – das war wesentlich für die 
Krisenbekämpfung – die unteren und mittleren 
Einkommen entlastet. Was wir getan haben, ist 
familienfreundlich. Eine Familie mit zwei Kindern 
wird durch die hohen Freibeträge erst ab einem 
Einkommen von 36 000 Euro in die Besteuerung 
kommen. Das ist gute Steuerpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP) 

Wir wollen, dass wir mehr Steuerzahler und 
weniger Transferempfänger haben. Ich habe 
den Eindruck, dass Sie grundsätzlich mehr 
Transferempfänger haben wollen. 

(Dr. Thomas Gambke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Blödsinn! Genau 
umgekehrt! – Dr. Axel Troost [DIE LIN-
KE]: Herr Kollege!) 

Das ist natürlich ein völlig falscher Ansatz, den 
Sie auch in Ihrem Antrag verfolgen. 

Unser Ziel ist es, den Haushalt zu konsolidie-
ren, die Schuldenbremse einzuhalten und die 
Staatsfinanzen zukunftsfest zu machen, auch 
um Währungssicherheit zu schaffen. Unser Ziel 
ist es auch, Arbeit und Wohlstand für alle zu er-
reichen. Das geht nur mit einer gerechten Be-
steuerung, die Leistungswillige und Leistungsfä-
hige nicht überfordert. Es ist notwendig, Leis-
tungsanreize zu schaffen. Leistung muss sich 
lohnen. 

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Ich kann es 
nicht mehr hören!) 

Wenn Leistung sich lohnt, dann lohnt sie sich 
auch für den Fiskus. Nur so wird ein Schuh dar-
aus. Jede Steuerstatistik zeigt, dass der Fiskus 
die besten Ergebnisse verzeichnet, wenn der 
Wirtschaftskreislauf funktioniert. Unser Fiskus 
steht im internationalen Steuerwettbewerb. 
Dem müssen wir uns stellen. Man kann nicht 
einfach so tun, als wäre man allein auf der Welt. 

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Es wandert 
nicht jeder Steuerzahler aus! So ist es 

nicht!) 
Der von Ihnen eingebrachte ideologische Ge-
genentwurf ist kein Ausweg aus der Krise. Er ist 
ein Irrweg. Ihr Konzept führt nicht aus der Krise, 
sondern es ist eher ein Weg zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir dürfen uns nicht den Dingen widmen, die 
vielleicht zurück zu einer Kommando- und 
Staatswirtschaft, sonst aber zu keinem Ergebnis 
führen. Schauen Sie sich die Statistik über die 
Steuerzahler und die Belastungswirkungen an. 

Die Verbrauchsteuern betreffen alle Menschen 
gleichermaßen. Wer einen Verbrauch hat, zahlt 
natürlich dafür. Derjenige, der mehr Geld zur 
Verfügung hat und somit mehr konsumiert, muss 
natürlich mehr Verbrauchsteuern zahlen. Wich-
tig ist deshalb die Grundlage der Einkommens-
teuerstatistik. Es ist so, wie der Kollege 
Dr. Steffel gesagt hat: 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wie auch Herr Troost gesagt hat!) 

Die unteren 50 Prozent der Steuerzahler zahlen 
5 Pro-zent, die oberen 50 Prozent zahlen 
95 Prozent des Steueraufkommens. 
(Nicolette Kressl [SPD]: Des Einkommens-

teueraufkommens!) 
Das ist die Realität. 

Jetzt sagt Herr Troost, dass die Einkommens-
konzentration betrachtet werden muss. Es gibt 
in diesem Land 9 500 Einkommensmillionäre. 
Wenn diese über Anlage- oder Betriebsvermö-
gen verfügen, dann leisten sie auch automatisch 
eine Gemeinwohlarbeit; denn sie stellen Ar-
beitsplätze zur Verfügung. Sie können diese 
Menschen nicht einfach aus dem Land treiben. 
Gönnen Sie ihnen doch, dass sie mehr haben. 
Sie tragen auch mehr Risiko und mehr Verant-
wortung für dieses Land. Sie sind sich im Gro-
ßen und Ganzen – wir müssen sie im Einzelnen 
betrachten – ihrer Verantwortung gegenüber 
dem Gemeinwohl und den Arbeitsplätzen in die-
sem Land sehr wohl bewusst. Wir können es 
nicht zulassen, dass diese Leute an den Pran-
ger gestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
– Zuruf von der SPD: Das machen Sie 
mit der Ökosteuer gerade!) 

Ob Spitzensteuersatz, Solidaritätszuschlag 
oder auch die Vermögensteuer: Sie wollen, dass 
wir die Leute in vielen Bereichen mit einem Satz 
von über 50 Prozent besteuern. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Wie bei Hel-
mut Kohl!) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Das ist zu kurz ge-
dacht. Wenn Sie zum Beispiel die Vermögens-
teuer auf Anlagevermögen und Immobilien er-
heben, dann führt das zu einer Erhöhung auch 
der Mieten; das muss man ganz klar sehen. 
Wenn die Menschen zusätzlich belastet werden, 
dann reichen sie die Kosten dafür natürlich wei-
ter. Es ist also alles zu kurz gedacht. Das ergibt 
in diesem Fall alles keinen Sinn. 

Gleiches gilt für die Gemeindewirt-
schaftsteuer, die Sie anstelle der Gewerbe-
steuer fordern. Dazu kann ich Ihnen nur sagen: 
Wenn die Betriebe keinen Gewinn machen, es 
also zur Substanzbesteuerung kommt, dann 
müssen sie die Steuern praktisch aus ihren li-

 



quiden Mitteln zahlen. Das kommt einem An-
schlag auf diese Betriebe gleich. Das kann nicht 
sein. Sie müssen mit Vernunft an die Steuerpoli-
tik herangehen. Natürlich braucht der Staat 
Geld. Die Leistungsfähigkeit muss aber erhalten 
bleiben. Das kann nur durch Leistungsanreize 
geschehen. Leistung muss sich lohnen. Dafür ist 
die Steuerpolitik eine wesentliche Vorausset-
zung. Steuerpolitik ist Gesellschaftspolitik. Wir 
wollen Wohlstand und Arbeit für alle. Das geht 
nur mit einer Steuerpolitik der Vernunft, wie wir 
sie betreiben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Letzte Rednerin in dieser Debatte ist die Kol-

legin Antje Tillmann für die CDU/CSU-Fraktion. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Antje Tillmann (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Liebe Zuhörer! Aus dem Sammelsurium 
an Vorschlägen für Steuererhöhungen möchte 
ich einen herausnehmen, der die Kommunalpoli-
tik betrifft. Sie haben heute erneut versucht, 
Fakten zu schaffen und die Gewerbesteuer zu 
verändern, 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Richtig!) 
ohne die Ergebnisse der Gemeindefinanz-
kommission abzuwarten. Ich weiß nicht, warum 
Sie so viel Angst vor den Ergebnissen der Ge-
meindefinanzkommission haben und warum Sie 
nicht die Ruhe haben, die Ergebnisse, die im 
Herbst vorliegen sollen, abzuwarten. Ich finde es 
denjenigen gegenüber, die in der Kommission 
viel Zeit und Mühe investieren und Vorschläge 
erarbeiten, unfair, die Ergebnisse nicht abzuwar-
ten. Herr Kollege Troost, erst recht finde ich es 
unfair, dass wir die Debatte hier führen, wo die 
kommunalen Vertreter nicht mitdiskutieren kön-
nen. In der Kommunalkommission dürfen sie 
mitgestalten. Es ist das gute Recht der Vertreter 
der Kommunen und der kommunalen Spitzen-
verbände, über die Zukunft der kommunalen 
Steuern mitzuentscheiden. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Wäre 
schön, wenn sie im Unterausschuss 
Kommunalpolitik auch etwas zu sagen 
hätten!) 

Wir werden diese Ergebnisse abwarten und mit 
den Vertretern der Kommunen und der kommu-
nalen Spitzenverbände gemeinsam nach Lö-
sungen suchen. 

Auch inhaltlich kann ich Ihrem Antrag nichts 
abgewinnen. Sie wollen die Gewerbesteuer zu 
einer Gemeindewirtschaftsteuer umarbeiten 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Wie der  
Städtetag!) 

und sprechen in diesem Zusammenhang von Mehr-
einnahmen in Höhe von 7 Milliarden bis 
14 Milliarden Euro. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Für die Kom-
munen!) 

Da kann ich Frau Kollegin Paus nur zustimmen: 
Sie gehen mit den Milliardenbeträgen recht lo-
cker um. Für die Unternehmer spielt es schon 
eine Rolle, ob sie 7 oder 14 Milliarden Euro 
Steuern mehr zahlen sollen. 
(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Es kommt auf 

die Ausgestaltung an!) 
Ich hätte mich gefreut, wenn dieser Antrag et-
was seriöser ausgestaltet gewesen wäre. Dann 
hätte man sich inhaltlich besser mit ihm befas-
sen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wird behauptet, dass die Hinzurechnung 
der Gewerbetreibenden dazu führt, dass die 
Schwankungen bei der Gewerbesteuer nicht so 
hoch ausfallen. Die Erfahrungen zeigen aber 
genau das Gegenteil: Die Hinzurechnung der 
Finanzierungsaufwendungen führt nicht zu einer 
Stabilisierung des Gewerbesteueraufkommens. 
Die Unternehmen werden dadurch vielmehr zu-
sätzlich in die Krise geführt, und zwar nicht die 
reichen Unternehmen, die Sie immer besteuern 
wollen, sondern die Unternehmen, die geringe 
Gewinne oder gegebenenfalls sogar Verlust 
machen. Diesen Unternehmen wollen Sie in der 
Verlustphase zusätzliche Steuern aufbürden, 
was mit Sicherheit Arbeitsplätze gefährden wür-
de. Das werden wir nicht mitmachen. Ganz im 
Gegenteil: Wir werden versuchen, die ertragsu-
nabhängigen Komponenten zurückzunehmen, 
und hierfür einen Ausgleich für die Kommunen 
finden. Dazu werden wir gemeinsam mit der 
Kommission Vorschläge unterbreiten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Herr Kollege Gambke, ich bin kein großer Fan der 
Ausweitung der Gewerbesteuer auf Freiberufler, und 
zwar nicht, weil ich als Steuerberaterin selbst davon 
betroffen wäre – Sie wissen selbst, dass mich das 
aufgrund der Anrechnung auf die Einkommensteuer 
nicht belasten würde –, sondern weil wir uns in ande-
ren Gremien viel Mühe machen, um die Bürokratie-
kosten zu senken. Was würde die Ausweitung der 
Gewerbesteuer auf Freiberufler bedeuten? Wir haben 
in Deutschland 1 Million Freiberufler. Das würde 
1 Million zusätzliche Gewerbesteuererklärungen, 
1 Million zusätzliche Gewerbesteuermessbescheide 
und 1 Million zusätzliche Gewerbesteuerbescheide 
bedeuten. Das wären 3 Millionen zusätzliche Vor-
gänge, durch die keine Mehreinnahmen erzielt wür-
den; 



(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Für die Kom-
munen schon erhebliche Mehreinnah-

men!) 

denn in ganz großem Umfang würde das über 
die Einkommensteuer ausgeglichen werden. 
Dazu sage ich Ihnen sehr ernsthaft: Es wäre 
besser, wenn der Bund das Geld einfach so an 
die Kommunen überweist. Die Bürokratie und 
die damit verbundenen Kosten könnten wir uns 
dann sparen. 

(Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Dr. Thomas Gambke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das darf 
er nicht!) 

– Das darf er sehr wohl. Natürlich kann er das. 
Er kann den Kommunen Aufgaben entziehen 
und in die eigene Zuständigkeit überführen. Wir 
sind verfassungsrechtlich beschlagen genug, 
um Möglichkeiten dafür zu finden. In der Krise 
hat er das ja auch getan. 

Frau Kollegin Hinz, ich bin froh, wenn Wahr-
heiten komplett dargestellt werden. Es wäre 
nett, wenn Sie mir zuhören würden, wenn ich mit 
Ihnen rede. Sie können das aber auch im Proto-
koll nachlesen. Es gab keine Phase, in der die 
Kommunen stärker belastet wurden als zwi-
schen 2002 und 2005. 
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der FDP) 

SPD-Regierungen haben die Kommunen fast in den 
Ruin getrieben. Erst seit 2005 verbessert sich die 
Einnahmesituation der Kommunen wieder, nicht zu-
letzt aufgrund der 10 Milliarden Euro, die mit dem 
Konjunkturpaket zur Verfügung gestellt wurden, 
durch das CO2-Gebäudesanierungsprogramm und 
durch die Arbeit der Gemeindefinanzkommission. Ich 
glaube, wir alle sind sicher, dass wir die Arbeit dieser 
Kommission nicht ohne Ergebnis beenden können. 

Herr Kollege Troost, ich komme zum Thema 
Gewerbesteuerumlage. Auch diesbezüglich tei-
le ich die Aussage der Kollegin Paus: Es macht 
keinen Spaß, sich mit Ihnen auseinanderzuset-
zen. Sie hören einfach nicht zu. Selbst wenn Sie 
ein Argument aufgegriffen haben, hält Sie das 
nicht davon ab, den gleichen Blocksatzantrag, 
den Sie hier schon fünfmal gestellt haben, ein 
weiteres Mal zu stellen. Die Gewerbesteuerum-
lage hilft natürlich nur den Kommunen, die viel 
Gewerbesteuer abführen. Vom Bund kämen 
dann zwar 1,2 Milliarden Euro, 2 Milliarden Euro 
von den Ländern. Ich kenne keinen einzigen An-
trag der Linken in den Ländern, in dem darum 
gebeten wird, auf die Gewerbesteuerumlage zu 
verzichten. Sie machen das hier immer sehr öf-
fentlichkeitswirksam, aber Fakten schaffen Sie 
nicht. 

Ich bin sehr gespannt, ob Sie diesmal in den 
Haushaltsberatungen den Antrag stellen, der 

Bund solle auf 1,2 Milliarden Euro verzichten. 
Ich möchte ein Beispiel nennen, das zeigt, wie 
sich das auswirken würde: Die Städte Coburg 
und Frankfurt am Main hatten beispielsweise im 
Jahr 2008 ein Gewerbesteueraufkommen pro 
Einwohner von 2 600 bzw. 2 700 Euro; Weimar 
und Delmenhorst liegen hier bei 190 Euro. 
Wenn Sie also die Gewerbesteuerumlage ab-
schaffen würden, würden Sie Städten helfen, die 
sowieso ein hohes Gewerbesteueraufkommen 
haben; Städten, die erhebliche finanzielle Sor-
gen haben, würde das gar nicht nützen. 
(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das ist klar!) 

Das Blöde an der Diskussion ist, dass Sie so 
etwas zugestehen. Sobald die Kameras abge-
stellt sind, sagen Sie, dass genau das das Prob-
lem ist. Einen Monat später aber legen Sie den-
selben Antrag mit denselben Vorschlägen, die 
Sie vorher als unsinnig dargestellt haben, erneut 
vor. 

(Zuruf von der FDP: Steht in dem Plan!) 

Während Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen 
der Linken aus dem Finanzausschuss, sich als 
Retter der Kommunen üben, werfen Ihre Sozial-
politiker die Haushalte der Kommunen verbal 
komplett über den Haufen. 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischen-

frage des Kollegen Dr. Troost? 

Antje Tillmann (CDU/CSU): 
Gerne. 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Bitte sehr. 

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): 
Frau Kollegin Tillmann, es ist in der Tat so – 

das wissen wir –, dass das Gewerbesteuerauf-
kommen zwischen den Kommunen, zwischen 
unterschiedlichen Strukturen von Städten, zwi-
schen Großstadt und Umlandgemeinden und 
auch zwischen Ost und West sehr stark diffe-
riert. Deswegen sagen wir aber nicht, dass wir 
jetzt keine Gewerbesteuer mehr wollen. Wir wol-
len vielmehr eine eher gerechtere Verteilung. 

(Zuruf von der FDP: Eher!) 

Daher fordern wir die Einführung einer Gemein-
dewirtschaftsteuer, bei der die freien Berufe ein-
bezogen werden, die wesentlich weniger streu-
en als Gewerbebetriebe. Das werden auch die 
Ergebnisse der Kommission zeigen. Es ist nicht 
unser Konzept, sondern das Konzept des Deut-
schen Städtetages, das wir hier vortragen. Na-
türlich profitieren erst einmal diejenigen Kom-
munen besonders, die ein hohes Gewerbesteu-
eraufkommen haben bzw. dieses schon immer 



hatten. Die anderen bekommen durch andere 
Zuweisungen mehr. Das würde zu einer ersten 
Entlastung der Kommunen führen; denn es gibt 
keine anderen Schritte, um die Haushalte auf 
der kommunalen Ebene für 2011 und 2012 eini-
germaßen zu stabilisieren. 

Antje Tillmann (CDU/CSU): 
Lieber Kollege Troost, selbstverständlich gibt 

es andere Schritte, und wir werden Ihnen zu-
sammen mit der Gemeindefinanzkommission 
diese Schritte aufzeigen. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Für 2011 und 
2012?) 

Ich hatte gehofft, dass Sie mir jetzt erklären, 
warum Sie immer noch bei Ihrem Antrag zur Ab-
schaffung der Gewerbesteuerumlage bleiben. 
Das haben Sie jetzt nicht getan. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Doch, weil 
das der einzige Schritt ist!) 

– Dazu haben Sie jetzt nichts gesagt. – Ich wür-
de jetzt gern auf Ihre Frage reagieren. Sie ha-
ben behauptet, dass die Verwerfungen bei frei-
beruflichen Einkommen nicht so stark sind wie 
bei Gewerbetreibenden. Das kann ich nicht 
nachvollziehen. Sowohl die Ärzte als auch die 
Steuerberater und die Wirtschaftsprüfer in den 
neuen Ländern erzielen natürlich andere Ein-
kommen als die in den alten Ländern. Also wer-
den die Verwerfungen bleiben. Wir können diese 
Diskussion gern fortführen. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Ja, eben!) 

Ich glaube, dass Sie übersehen haben, dass die 
Gewerbesteuerumlage eingeführt worden ist, 
um die Verwerfungen bei der Gewerbesteuer 
zwischen den Gemeinden zu ändern. Sie ni-
cken; Sie wissen das. Sie ziehen daraus aber 
keine Schlüsse. Ich finde nach wie vor, dass 
dieser Antrag sinnlos ist. Sie haben in den 
Haushaltsberatungen ja die Möglichkeit, dies er-
neut zu beantragen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Axel Troost [DIE LIN-
KE]) 

– Ich wäre Ihnen dankbar, wenn ich auf dem ei-
nen Ohr nicht ständig Ihre Zwischenrufe hören 
müsste; denn das lenkt mich von meiner Rede 
ab. 

Lassen Sie mich noch einen weiteren Aspekt an-
sprechen. Ich wiederhole: Während Sie als Finanzpo-
litiker sich als Retter der Kommunen darstellen, 
schmeißen Ihre Sozialpolitiker die Haushalte der 
Kommunen vollends über den Haufen. Ich lese, dass 
Ihr Parteivorsitzender einen Hartz-IV-Regelsatz in 
Höhe von 500 Euro fordert. Schon die Erhöhung des 
Regelsatzes um 5 Euro kostet die Kommunen jährlich 
143 Millionen Euro. Jede Erhöhung bei Hartz IV hat 
natürlich Folgen beim SGB II und bei der Grundsi-

cherung im Alter. Eine Regelsatzerhöhung auf 
500 Euro würde die Kommunen jährlich 4 Milliarden 
Euro kosten. Schon diese 5 Euro, jährlich 
143 Millionen Euro, führen in vielen Kommunen zu 
massiven Problemen. Wir werden auch das in der 
Kommission besprechen müssen. 

Das von Frau Hinz und anderen heftig kriti-
sierte Bildungspaket ist aber genau das Ge-
genteil; dadurch werden die Kommunen tatsäch-
lich entlastet. Ich nehme das kostenlose Mittag-
essen als Beispiel. Zahlreiche Kommunen finan-
zieren auch heute schon für bedürftige Kinder 
ein kostenloses Mittagessen in Kindergärten und 
Schulen. Die Kosten in Höhe von 2 Euro pro 
Kind und Mahlzeit übernimmt in Zukunft der 
Bund; dafür investiert er 120 Millionen Euro. In 
vielen Städten gibt es Sozialtickets, durch die 
bedürftige Kinder bei dem Besuch von kulturel-
len Veranstaltungen oder bei der Partizipation in 
Sportvereinen unterstützt werden. Auch hier 
wird der Bund im Rahmen des Bildungspakets in 
Zukunft Kosten übernehmen. Für diesen Bereich 
stehen insgesamt 500 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Dieses Geld kommt bei den Menschen 
auch tatsächlich an. 

Am Beispiel der Stadt Erfurt kann ich das 
nachweisen. Erfurt ist eine Stadt mit 200 000 
Einwohnern. Für das kostenlose Mittagessen 
zahlt die Stadt 800 000 Euro, die Kosten für die 
Verpflegung in den Kitas betragen 1,5 Millionen 
Euro, die Kosten für die Unterstützung von Kin-
dern in einer Musikschule belaufen sich auf 
150 000 Euro, und die Kosten für die Förderung 
bedürftiger Kinder in einer Schülerakademie be-
ziffern sich auf 40 000 Euro. Diese insgesamt 
über 2 Millionen Euro werden der Stadt künftig 
über die Bundesagentur für Arbeit vom Bund er-
stattet. Dies führt entweder dazu, dass die 
Kommunen entlastet werden, oder dazu – das 
würde ich mir wünschen –, dass diese Angebote 
ausgeweitet werden können, sodass alle Kinder, 
auch Kinder aus Niedriglohnfamilien, sie in An-
spruch nehmen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das sind keine Einzelfälle. Seitdem wir diese 
Debatte führen, wissen wir, dass solche Ange-
bote in vielen Städten gemacht werden. Diese 
Städte können künftig auf die Unterstützung des 
Bundes hoffen. 

Ich kann alle Kommunalpolitiker, Bürgermeis-
ter und Stadträte nur bitten, sich sehr intensiv in 
diese Debatte einzubringen; denn es gibt ent-
sprechende Gestaltungsmöglichkeiten vor Ort. 
Das Bildungspaket kann nur so gut werden, wie 
es Bund und kommunale Vertreter gemeinsam 
gestalten. Ich bin guter Hoffnung, dass dadurch 
das eine oder andere Problem in den Kommu-
nen gelöst wird. Ich kann auch Sie nur auffor-



dern, sich an der Diskussion zu beteiligen und 
das Bildungspaket nicht ständig zu zerreißen. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage 
auf Drucksache 17/2944 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Sind sie damit einverstanden? – Ich sehe, 
das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 


